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EDITORIAL

DR. MARCO TRIPS
Präsident des Niedersächsischen 
Städte- und Gemeindebundes

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

Sie starten in diesen Wochen in eine neue Kommunalwahl­

periode. Für fünf Jahre haben Sie sich bereiterklärt, die 

Geschicke Ihrer Stadt, Gemeinde oder Samtgemeinde 

mit in die Hand zu nehmen. Und Sie sind gewählt wor­

den! Dazu herzlichen Glückwunsch! Seien Sie sich 

bewusst: Kommunalpolitik lebt von Sachorientierung und 

Kompromissbereitschaft.

Ich hätte gedacht und auch gewünscht, dass das Thema 

„Corona“ nur noch eine untergeordnete Rolle spielt. Doch dem 

ist leider nicht so. Gerade jetzt vor Weihnachten steuern wir 

auf neue Beschränkungen zu, und die Lage in den Kranken­

häusern scheint enger als je zuvor. Wie kann das sein – es sind 

doch 70 Prozent geimpft? Um es deutlich zu sagen: In den 

Intensivstationen liegen zu 80 Prozent Ungeimpfte und die 

restlichen 20 Prozent sind so alt oder anderweitig so schwer 

erkrankt, dass jeder Schnupfen sie auf die Intensivstation schi­

cken würde. Ich nutze daher diesen Raum, um ganz deutlich 

noch einmal dazu aufzurufen, sich impfen zu lassen. Die Impf­

stoffe sind hundertmillionenfach erprobt, und es ist erwiesen, 

dass sie vor einem schweren Verlauf schützen. Und nur darum 

geht es. Es geht nicht darum, nicht mehr ansteckend zu sein. 

Es geht darum, bei einer Infektion nicht auf die Intensivstation 

zu kommen und dort Plätze zu blockieren, die Schlaganfall- 

oder andere Patienten dringend benötigen. Ganz deutlich: Die 

Impfzögerer sorgen dafür, dass wir in einen neuen Lockdown 

gehen. Ich wünsche mir, dass Sie diese Tatsachen in ihren 

Kreisen deutlich weitersagen und Menschen 

zum Impfen ermutigen.

Was wird die neue Wahlperiode noch 

bringen? Die nächsten Jahre werden die 

Mega-Themen Digitalisierung, Ganztags­

grundschulausbau, Gesundheit mit Hausärz­

tinnen, Hausärzten und Krankenhäusern, 

Migration sowie Klimawandel und Nachhal­

tigkeit beherrschen. Das Geld ist aufgrund 

der neuesten Steuerschätzungen hoffentlich 

doch nicht ganz so knapp, wie durch Corona 

befürchtet. Doch derzeit ist alles auf „Pause“ 

gestellt, da sich die neue Bundesregierung 

noch nicht gefunden hat. Die Landesregierung klopft gerade 

ihren Doppelhaushalt 2022/2023 fest und steuert auf ihr letz­

tes gemeinsames Jahr zu. Sie wird sicherlich bald auf den Wahl­

kampfmodus umstellen. Es wird also mit Sicherheit ein sehr 

ereignisreiches und aufregendes Jahr 2022 werden, das auch 

viele Entwicklungen im kommunalen Bereich bringen wird.

Doch dazwischen liegen der Advent und Weihnachten, 

eine Zeit, in der Ruhe einkehrt und die Familie wichtiger wird 

als zu anderen Tagen. Ich wünsche uns, dass wir auch inner­

lich eine solche Ruhe und Gelassenheit finden, und nicht nur 

durch Lockdowns dazu gezwungen werden.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen frohe und gesegnete 

Weihnachten und ein gutes neues Jahr 2022.
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STÄDTE UND GEMEINDEN STELLEN SICH VOR

GEMEINDE OSTERCAPPELN: RUNDUM GUTE 
AUSSICHTEN

Rathaus Osterkappeln

Gegründet am 1. Juli 1972 aus acht ehemals selbstständigen 
Gemeinden, drei Ortschaften Venne (Broxten, Niewedde, Vorwalde), 

Schwagstorf und Ostercappeln (Haaren, Hitz-Jöstinghausen, 
Nordhausen, Ostercappeln). Insgesamt knapp 10 000 Einwohner:innen 

auf 100,19 Quadratkilometern Fläche.

Vom Berge (Wiehengebirge) bis zum Moore (Venner Moor), 

so eine gute Beschreibung der bewegten, interessanten 

Erholungsgebiete.

Ein attraktiver Wohnort, direkt vor den Toren der Stadt 

Osnabrück (15 Kilometer), zahlreiche Rad- und Wanderwege. 

Der Freizeitpark Kronensee mit einer rund 40 Hektar großen 

Wasserfläche, einer guten überregionalen Verkehrsanbindung 

(B 51, B 65, B 218, A 30/A 33, A 1) und interessante klein- und 

mittelständige Gewerbe- und Handwerksbetriebe erzeugen 

einen enormen Anspruch an Ausweisung von Wohn- und 

Gewerbeflächen. Dies führt naturgemäß zu Diskussionen hin­

sichtlich Landverbrauch sowie Natur- und Umweltschutz. Sehr 

sorgfältig wägen daher Ortsräte, Rat und Verwaltung die sich 

widerstreitenden Gesichtspunkte ab.

KLIMA- UND NATURSCHUTZ

Seit 1996 werden Klima- und Naturschutzmaßnahmen inten­

siv umgesetzt. Mehr als 160  Prozent regenerative Strom­

erzeugung, ein Nahwärmenetz (Venner Energie eG – Nutzung 

industrieller Abwärme), zahlreiche Naturbiotope, Naturschutz­

gebiet Vennermoor, Geopark Terra.vita und knapp 50 Prozent 

der Gemeindefläche im Landschaftsschutzgebiet sind deut­

liche Zeugen eines sorgsamen Umgangs mit den vorhande­

nen Ressourcen.

FINANZLAGE STABILISIERT

Mit der Ansiedlung von Werk 5 eines der weltgrößten Küchen­

hersteller (Häcker Küchen) in 2020 mit rund 450 neuen Arbeits­

plätzen ist eine niedrige Arbeitslosenquote und eine Stabilisie­

rung der Finanzlage verbunden.

Eine Finanzlage, die 1996 aufgrund gesetzlicher Veränderungen 

aus den Fugen geraten ist und bis 2013 regelmäßig für hohe 

Fehlbeträge und Kassenkredite gesorgt hat. Durch eine Ziel­

vereinbarung mit dem Land Niedersachsen und dem Landkreis 

Osnabrück (kapitalisierte Bedarfszuweisung) konnte im Januar 

2013 das Ruder förmlich herumgerissen werden. Dank der mit 

der Zielvereinbarung verbundenen erheblichen Fördermittel 

von EU, Bund und Land mit Fördersätzen von bis zu 95 Prozent 

(Feststellung der Haushaltsnotlage) ist 2021 das gesetzte Ziel, 

einen ausgeglichenen Haushalt zu erhalten, erreicht worden. 

Alle Kassenkredite wurden abgelöst, die Fehlbeträge aufgelöst. 

Trotz Infrastrukturinvestitionen von über zwölf Millionen Euro 

konnte die Verschuldung insgesamt verringert werden. Zudem 

ist die Bildung einer kleinen Rücklage gelungen, sodass die 

Gemeinde Ostercappeln die Corona-Lage bisher ohne finan­

ziellen Zusammenbruch meistern konnte.

TOURISTISCHE ANGEBOTE

Die touristischen Einrichtungen, vom eisenzeitlichen Wohn­

stallgebäude über das Museum Schnippenburg (180 v. Chr.) bis 

hin zu den 6000 Jahre alten Megalithgräbern, zeugen von der 

Vergangenheit, ohne die Gegenwart und Zukunft zu vergessen.

Moor- und Gewässerlehrpfade, DiVa-Fahrradstrecke (vom 

Dinosaurier in Bad Essen-Barkhausen bis zum Museum und 

Park Kalkriese – Ort der Varusschlacht), „Gute Route“ (Anbin­

dung Dümmer – Wittlager Land) bilden Grundlagen zahlrei­

cher Freizeitbeschäftigungen.

ZUKUNFTSENTWICKLUNG

Die größte Herausforderung der nächsten Jahre ist die Infra­

struktur der Kinderbetreuung und -bildung, deren Entwick­

lung im Kindergartenkonzept 2025 festgelegt ist. Ein Investi­

tionsvolumen von rund 20 Millionen Euro ist für eine kleine 

Gemeinde kaum zu tragen – Fördermittel gibt es bekanntlich 

nur als Brotkrumen.  ❚

www.ostercappeln.de, www.eisenzeithaus.de, 

www.schnippenburg.de
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ZUR LAGE DER KOMMUNALEN 
SELBSTVERWALTUNG
Dr. Marco Trips, Präsident des Niedersächsischen Städte- und Gemeinde- 
bundes (NSGB), im Rahmen der NSGB-Mitgliederversammlung 2021 am  
6. Oktober 2021 in Bodenwerder-Buchhagen

DER LÄNGERE HEBEL

Ich will heute versuchen, den Lichtkegel auf der Bühne der 

Kommunalpolitik mal weg vom hektischen Krisentreiben auf 

andere Punkte zu lenken, und zwar auf solche, die der kommu­

nalen Welt derzeit weh tun.

Schon viele Male haben wir bestimmte Bereiche angespro­

chen, aber:

Das Land sitzt am längeren Hebel. Und so sieht er aus, 

der längere Hebel von Schwarz-Rot. [zieht einen langen 

Hebel nach oben]

I. FINANZEN

Wir können uns nicht mehr für das Corona-Hilfspaket von 760 

Millionen Euro aus dem Jahr 2020 bedanken. Die Gelder sind 

zwar angekommen, werden uns jetzt aber wieder auf ande­

rem Wege weggenommen. Dieses Geld wird jetzt über die stu­

fenweise SGB II-Kürzung innerhalb von sieben Jahren wieder 

eingesammelt.

Man mag fast sagen, da wird uns Gemeinden im Hilfspaket 

Bundes- und Landesgeld auf den Tisch gelegt, der Dank ein­

gestrichen und dann auf uns gezeigt und gerufen: „Jetzt geht 

es Euch gut und uns aber schlecht! Schnell wieder her mit der 

Knete!“

Zum ersten Mal seit rund 15 Jahren greift das Land wieder 

einseitig in die kommunale Finanzausstattung ein und trägt 

seine Haushaltskonsolidierung auf dem Rücken der Kom­

munen aus. Es gibt ja jetzt so schöne Gesetzesnamen, das 

„Gute-KiTa-Gesetz“, oder „Starke-Familien-Gesetz“. Hier müsste 

es heißen das „Kommunen-in-die-Taschen-greif-Gesetz“.

Die inhaltliche Begründung, das mit dem Weiterreichen der 

Wohngeldersparnisse im SGB II habe sich spätestens mit der 

Übernahme der KdU (Kosten der Unterkunft) im letzten Jahr 

erledigt, verfängt auch bei hundertster Wiederholung durch 

Minister Hilbers nicht, da nicht verstanden wird – oder er nicht 

verstehen will –, dass es damals wie bei den heutigen Verände­

rungen nur um technische Wege geht, wie finanzielle Entlas­

tungen bei den Kommunen ankommen können, weil es anders 

nicht geht. Bei den Kommunen, nicht im Landeshaushalt.

Niedersachsen stellt sich damit als dritteinziges Bundes­

land auf die Seite der finanziell bekanntermaßen kommunal­

unfreundlichen Länder Saarland und Rheinland-Pfalz. Alle 

anderen Flächenländer sehen weiterhin entsprechende Zuwei­

AUS DEM NSGB

Dr. Marco Trips präsentierte den „längeren Hebel“, den die 
Landesregierung gegenüber den Kommunen besitzt
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sungen vor, die teilweise sogar dynamisiert wurden. Nun heißt 

es immer: Vergleich der Finanzierungssalden. Das Land ist viel 

mehr belastet als die Kommunen. Was soll ich dazu sagen? Die 

Kommunen erledigen zu 97 Prozent Pflichtaufgaben, während 

Land und demnächst Bund und Land zusammen immer neue 

Belastungen in Milliardenhöhe für den Landeshaushalt gene­

rieren, um politische Wohltaten zu verkünden.

Der Landessaldo ist unter anderem deshalb so schlecht, 

weil hier die Beitragsfreiheit in Kindergärten finanziert wird.

Zum kommunalen Saldo gehört auch hinzu, was der 

Niedersächsische Landesrechnungshof zu kommunalen 

Investitionsrückständen anmerkt: Nach einer landesweiten 

Bestandserhebung beziffert sich der Investitionsrückstand 

niedersächsischer Kommunen im Jahr 2020 auf knapp 21 Mil­

liarden Euro. Dies entspricht 2600 Euro je Einwohner:in. Der 

Investitionsrückstand liegt damit um 700 Euro höher als der 

Bundesdurchschnitt der 13 Flächenländer. Betroffen sind vor 

allem Schulen und Straßen.

Und dann höre ich die Stimme des Finanzministers in mei­

nem Ohr: Jeder dritte Euro im Landeshaushalt geht an die 

Kommunen! Auch hier wieder: Warum bekommen wir denn 

dieses Geld?

Wir bekommen das Geld als Ausgleich für Aufgaben, die 

uns das Land zugewiesen oder übertragen hat – das nennt 

man Konnexität. Wir bekommen das Geld von Ihnen also nur 

deshalb, weil wir die Dinge tun, die Sie gerne erledigt hätten. 

Und weil das nicht ausreicht, zahlen wir noch mit eigenen Ein­

nahmen drauf. Für Ihre Aufgaben und Wünsche.

Freiwillige Förderprogramme gibt es eigentlich nur, wenn 

Bundes- oder Europagelder weitergeleitet werden.

Im Übrigen bleibt festzuhalten, dass Niedersachsen das Bun­

desland mit dem niedrigsten kommunalen Finanzausgleich je 

Einwohner:in ist.

Was auch immer so unter den Tisch fällt, ist die schleichende 

Erhöhung der kommunalen Aufgaben hier und da, ohne dass 

es zu Konnexitätsausgleichen kommt. So ist zum Beispiel daran 

zu erinnern, dass der Landtag im Jahr 2018 das Niedersächsi­

sche Behindertengleichstellungsgesetz geändert hat. Nach 

der Gesetzesbegründung entstehen den Kommunen Kosten 

von acht Millionen Euro. Im schriftlichen Bericht heißt es hierzu 

lapidar: „Dieser Aspekt hat in den Ausschussberatungen indes 

keine Rolle gespielt.“ Ein solcher Umgang mit der Konnexität 

durch den Gesetzgeber ist auf Dauer nicht hinnehmbar.

Aktuell werden die zusätzlichen Freistellungsansprüche im 

neuen Brandschutzgesetz so heruntergerechnet, dass sie nur 

1,99 Millionen Euro Mehrkosten auslösen und unter der Erheb­

lichkeitsschwelle bleiben. Von diesen Fällen gibt es viele – sie 

werden jedes Jahr in unserem Finanzbericht aufgelistet. Die 

Liste wird länger…

Auch die Tarifsteigerungen im Übertragenen Wirkungs­

kreis – also bei Ihren Aufgaben – bezahlen wir selber durch 

eine kommunizierende Kürzung unserer eigenen Teilmasse im 

Kommunalen Finanzausgleich. So sieht das aus!

Nun greift das Land in die Kommunale Finanzausstattung 

ein und nimmt uns zusätzlich noch Geld weg. Durch den Dop­

pelhaushalt schirmt es sich im Jahr der Landtagswahl von allen 

kommunalen Forderungen und Bedürfnissen ab.

Das kann es tun, denn das Land sitzt am längeren Hebel. 

[zieht den Hebel etwas nach unten]

II. BÜROKRATIE UND FÖRDERITIS

Das zurzeit größte Thema!

In jeder politischen Sonntagsrede wird beschworen, dass 

alles einfacher gehen müsste. Bürokratieabbau und ja – 

eigentlich auch weniger Förderprogramme.

Ich will nicht undankbar erscheinen. Natürlich werden För­

dermittel gerne genommen, die Programme Zukunftsräume / 

Innenstädte / Nachhaltigkeit in kleinen und mittleren Kommu­

nen/ der ELER-Fonds und alles andere kommen gut an.

Aber richtig ist das so nicht.

In allen unseren Gesprächen, Sitzungen und Beratungen 

kommt früher oder später das Thema hoch:

Wir schaffen das Lesen, Beantragen und Abarbeiten all 

dieser Richtlinien nicht mehr.

Statt Vertrauen in die kommunale Ebene gibt es kompli­

zierte Anträge, überhöhte Anforderungen und Kontrollwahn­

sinn.

Ein augenfälliges Beispiel:

Das Land hat sich dankenswerterweise an den Kosten für 

kommunales Erzieher:innen- und Schulpersonal beteiligt. 

Hier gibt es aktuell zwei Richtlinien für Erzieher:innen: eine 

Dr. Marco Trips begrüßt Ministerpräsident Stephan Weil

AUS DEM NSGB MITGLIEDERVERSAMMLUNG 2021
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für Februar bis April und eine für April bis Juni. Das ist schon 

total bescheuert, weil hier aufwändige Verfahren durchgezo­

gen werden müssen, statt Mittel in Krisenzeiten an die andere 

staatliche Ebene pauschal zuzuweisen.

Ein Zitat hierzu aus einer Gemeinde:

„Bei der Förderung für die Corona-Tests für Erzieherinnen 

musste alle zwei Wochen gemeldet werden, wann wieviele Tests 

eingesetzt wurden. Diese mussten an ganz bestimmten Tagen 

verwendet werden, um gefördert zu werden. Das Eintragen der 

Tests war nur innerhalb von zwei Tagen möglich, ein Nachtra-

gen war nicht möglich, getrennt nach PoC-Antigen-Schnell-

tests, andere zertifizierte Tests und PoC-Antigen-Schnelltests zur 

Eigenanwendung durch Laien. Dies alles auseinanderzusortieren 

war für den Träger ein immenser Zeit- und Personalaufwand. Und 

das alles, um 333,10 Euro zu erhalten.“

Für das Testen des kommunalen Personals in Schulen – glei­

cher Sachverhalt, nur andere Berufsgruppe – warten wir seit 

Anfang August auf entsprechende Richtlinien – man hätte die 

Berufsbezeichnungen einfach in die anderen Richtlinien mit 

einbauen müssen!

Gerade im großen Blumenstrauß der Corona-Soforthilfen, 

die uns zwar generell weiterhelfen, ist es schlichtweg nicht 

nachvollziehbar, warum das Land sich nicht auf pauschale 

Zuweisungen ohne kompliziertes Antrags- und Verwendungs­

nachweisverfahren einlässt. Und kommen Sie mir nicht mit 

§ 44 Landeshaushaltsordnung. SIE machen die Gesetze!

Ein weiteres Beispiel:

Wir bekommen eine Anhörung: Die Schüler:innenzahlen 

für ein Programm zum Fördern der Ausgabe von Schulobst 

sollen aber bitte nicht von der Schule gemeldet werden – der 

glauben wir nicht – sondern müssten von einer unabhängigen 

Stelle (= Gemeinde) bestätigt werden. Dann soll jemand von 

der Gemeinde ins Klassenzimmer gehen und durchzählen? 

Wer überhaupt auf so einen Gedanken kommt, ist fehl am 

Platz!

Weiter:

Immer noch gibt es Vorgaben im Ganztagsförderpro­

gramm, dass die erstellten Räume nur am Nachmittag genutzt 

werden dürfen, nicht aber für den Schulbetrieb. Wer so denkt, 

hat seine Aufgabe nicht verstanden!

Das absolute Highlight sind die drei Förderrichtlinien zu 

Lüftungstechnik mit verschiedenen sich überschneidenden 

Fördergegenständen, Zeiträumen und Abrechnungen, eine 

davon bereits dreimal novelliert.

Abgesehen davon, dass ich solche Luftreinigungsgeräte in 

den meisten Fällen für groben Unsinn halte, gelingt es nicht, 

Mittel in einem Programm zu konzentrieren. Eine Gemeinde 

erhält dann geringste Summen und kann wegen des unge­

heuren medialen Drucks noch ein Vielfaches an eigenen Mit­

teln zusetzen. So entsteht Enttäuschung auf der kommunalen 

Ebene und bei den Eltern und Lehrerinnen und Lehrern, nach­

dem die Programme medienwirksam verkündet wurden und 

nunmehr die Öffentlichkeit davon ausgeht, dass jede Schule 

flächendeckend damit ausgestattet werden könne.

Woran hapert es insgesamt?

Es hapert an Kommunikation.

Durch eine überstürzte Öffentlichkeitsarbeit der Fördergeber, 

in der große Summen in Aussicht gestellt werden und die 

noch mit keiner Förderrichtlinie untermauert sind, wird über 

die Öffentlichkeit, Gremien und Politik unnötiger Druck auf 

Ministerpräsident Stephan Weil

AUS DEM NSGBMITGLIEDERVERSAMMLUNG 2021
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die Verwaltung aufgebaut. Es werden falsche Erwartungen 

geweckt, die vor Ort nicht erfüllt werden können.

Es hapert an zu kurzen Fristen.

Das Einholen politischer Entscheidungen, die detaillierte Ein­

bindung der Kommunalpolitik, gegebenenfalls auch die Ein­

bindung der Öffentlichkeit sowie ein geordnetes Vergabever­

fahren sind fast nicht machbar. Man muss regelmäßig schon 

beim Eingang eines Fördermittelbescheides auf eine Verlän­

gerung der Umsetzungsfrist hoffen. Teilweise sind Gemeinden 

genötigt, wegen der Umsetzungsfristen bewusst auf das Stel­

len von Förderanträgen zu verzichten.

Die Antragserfordernisse sind nicht zu schaffen.

Hier wieder ein Zitat:

„Wir bekommen 1,6 Millionen Euro für eine Baumaßnahme. 

Der Fördermittelgeber, bestehend aus mindestens vier Behör-

den mit hochbezahlten Kräften, hat uns über Stunden Vor-

schriften und Weisungen gegeben. Das ist wirklich Wahnsinn, 

wenn ein halbes Dutzend hochbezahlte Kräfte im gehobenen 

und höheren Dienst einer Samtgemeindeverwaltung mit 15 

Vollzeitstellen, ganz überwiegend kleine Verwaltungsange-

stellte, Weisungen geben. Dieses Projekt kostet uns wahnsinnige 

Kräfte – Projekte im Bereich Schule, Kita und Feuerwehr müssen 

liegenbleiben.“

Zum Ausgleich heißen die Antragsverfahren dann „Förder­

portal easy-Online“!

Weiteres Beispiel: Sie müssen jede einzelne Pressemitteilung 

zur beantragten Maßnahme dem Fördermittelgeber zulei­

ten. Wenn erkennbare Personen auf den Bildern sind, müssen 

Sie für jede einzelne Person einen entsprechenden Einwilli­

gungs-/Datenschutzbogen ausfüllen lassen. Machen Sie das 

nicht, droht möglicherweise der Verlust der Gelder…

Es hapert an zu hohen Prüfungsanforderungen statt 

Vertrauen.

So ist man überraschend mit einem Rückforderungsverfahren 

konfrontiert, das nach einer EU-Prüfung unserer Prüfungsstelle 

viele Jahre nach Projektabschluss eingeleitet wurde. Wir sind 

immer mehr auf die Absicherung durch unsere Eigenschaden­

versicherung angewiesen.

Es hapert an der Masse.

Es gibt allein vier Förderprogramme im Schulbereich zur 

Digitalisierung.

Zur Lüftungstechnik gibt es durch die Novellierung eigent­

lich insgesamt sechs Programme:

Dann zwei Förderrichtlinien, Tests und Schulträgerperso­

nal für zwei Zeiträume. Dazu kommen die „Förderrichtlinie 

sächliche Schutzausstattung“ und aktuell die „Förderrichtlinie 

,LernRäume‘ “. Bis hierhin sind es 14 Teil-Programme/Förder­

richtlinien in diesem Jahr. Daneben muss das normale Schul­

trägergeschäft abgewickelt werden. Daneben läuft gegebe­

nenfalls bereits Ganztagsausbau/Förderung.

Auch in diesem Jahr stieß die Ausstellung bei den Kommunen auf großes Interesse

AUS DEM NSGB MITGLIEDERVERSAMMLUNG 2021
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Wissen Sie eigentlich, auf wen dieser ganze Wahnsinn 

trifft?

Ich sage es Ihnen: Da sitzt eine Halbtagskraft im mittleren 

Dienst, nennen wir sie „Frau Schulz“, nebenbei zweifache Mut­

ter und gleichzeitig zuständig für Kindertagesstätten. Auf die 

treffen all diese Richtlinien, Anträge, Verwendungsnachweise, 

Anlagen, zu kurze Fristen und all dieser Mist.

Auf der Seite des Landes und des Bundes ist dies auf min­

destens zehn Referate auf Bundes- und Landesebene mit ins­

gesamt 50 Juristinnen und Juristen verteilt.

ZWISCHENFAZIT

Warum wälze ich das hier so sehr aus? Um es mal ganz klar zu 

sagen:

Die Kommunale Selbstverwaltung wird niemals an einem 

Mangel an engagierten Bürgerinnen und Bürgern ster­

ben. Viele junge Menschen haben sich in die Räte wählen 

lassen, alle Mandate sind besetzt. Wir haben überall neue 

Bürgermeister:innen.

Wenn die gemeindliche Selbstverwaltung stirbt, dann an 

bürokratischen Vorgaben durch Land, Bund und EU, die wir 

nicht mehr überblicken und abarbeiten können!

Es braucht viel mehr pauschale Förderung oder noch bes­

ser: eine aufgabengerechte Finanzausstattung!

Die massive Anzahl von Förderprojekten und Zuwendun­

gen für Aufgaben im Bereich des eigenen Wirkungskreises 

sind doch ein klarer Beleg dafür, dass die Finanzausstattung 

der kommunalen Ebene ungenügend ist!

Momentan befinden wir uns in einem absoluten büro

kratischen Förderwahnsinn.

Kleine Gemeinden schenken bereits Fördermittel ab, weil 

ihnen der bürokratische Aufwand zu hoch ist. Und dabei geht 

es nicht um normale Vergabeverfahren oder ordnungsge­

mäße und sparsame Verwendung der Haushaltsmittel.

Die kleinen und mittleren Verwaltungseinheiten in den 

ländlichen Räumen werden massiv benachteiligt, weil sie nicht 

wie die großen mal eben Personalkapazitäten umschichten 

oder generieren können!

Ich lese Ihre Gedanken: „Ja, dann Gebietsreform und Digi­

talisierung …“

Wir brauchen eine dezentrale kommunale Selbst

verwaltung auch mit kleinen Einheiten!

Die Menschen in unserem Land wollen, dass vor Ort echte 

Entscheidungen getroffen werden können! Die kommunale 

Selbstverwaltung ist der Kern unserer föderalen, unserer frei­

heitlich-demokratischen Ordnung. Und sie ist der Kern unserer 

Demokratie. Sie stärkt das Ansehen und die Wertschätzung der 

Menschen in unserem System und in unseren Staat insgesamt. 

Anonyme Verwaltung durch zentrale Callcenter, gesteuert von 

einem Zentralstaat, der in digitalen Systemen Sozialpunkte 

verteilt – das wollen wir nicht! Wir wollen unsere ansprech­

baren Ortsbürgermeister:innen und unseren Nachbarn oder 

unsere Nachbarin als Sachbearbeiter:in im Rathaus.

Auch außerhalb der Fördermittel wuchert die Bürokratie:

Kleine Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden haben ein 

Haushaltswesen zu beachten, als wären sie eine Großaktienge­

sellschaft. Das Vergaberecht wird von Krise zu Krise ausgesetzt 

– im Normalen dürfen wir weiter die Bürokratie feiern. Die 

Kommunen dürfen für ihre Leistungen Umsatzsteuer zahlen, 

weil Europa die kommunale Selbstverwaltung nicht versteht, 

und keiner sagt etwas.

Und all diese Vorschriften kommen nicht von einer über­

mächtigen EU, sondern sie werden verantwortet und hinge­

nommen von Ihnen, meine Damen und Herren.

Sie sitzen am längeren Hebel.

[zieht den Hebel etwas herunter]

III. KITA UND SCHULE

Beginnen wir mit der Schule:

Der ganz große Konnexitätsumgehungskracher war die 

Ganztagsschule auf Antrag. Wenn das Land eine neue Auf­

gabe schafft, muss es die notwendigen Finanzen bereitstellen. 

Wenn aber eine Kommune nur freiwillig diese Aufgabe über­

nimmt, dann gilt das nicht!

Natürlich machen alle mit, die Eltern wollen das ja.

Fakt ist: Die Ganztagsschule wird als Landesaufgabe von 

uns mitbezahlt.

Unter der freundlichen Überschrift: „Ganztagsschule – den 

Kommunen lieb und teuer?“ stellt der Landesrechnungshof 

Gastgeberin Samtgemeindebürgermeisterin Tanya Warnecke
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fest, dass sich die Kommunen über ihren gesetzlichen Auftrag 

hinaus an der pädagogischen Betreuung und Koordinierung 

sowie an der Mittagsverpflegung beteiligen. Hier werden 

erhebliche Mittel von den Kommunen zu den nicht ausrei­

chenden kapitalisierten Lehrer:innen-Stunden aufgebracht.

Der Landesrechnungshof gibt den Rat: In Anbetracht der im 

schulischen Alltag eingetretenen Veränderungen und des hohen 

Einsatzes freiwilliger Leistungen der Kommunen für den Betrieb 

der Ganztagsschulen stellt sich aus Sicht der überörtlichen Kom-

munalprüfung die Frage, ob die gegenwärtige Finanzierung einer 

Überprüfung unterzogen werden sollte. Hört, hört!

Dies gilt umso mehr durch Digitalisierung. Lehrer:innen-Ta­

blets sind persönliche pädagogische Arbeitsausstattung des 

Landespersonals und vom Land zu finanzieren. Die EDV-Be­

treuung nimmt ungeahnte Ausmaße an, die bei Schaffung der 

Finanzierungstrennung von Land (pädagogisches Personal) 

und Kommune (sachliche Ausstattung) nicht bedacht werden 

konnte und bei der das Land in der Pflicht steht.

Und jetzt GaFöG (Ganztagsförderungsgesetz). Entgegen 

den Mahnungen der kommunalen Spitzenverbände kommt 

der Rechtsanspruch auf Ganztagbetreuung im Grund-

schulalter. Nach meinen überschlägigen Berechnungen wird 

ein Investitionspaket in Höhe von 130 Millionen Euro notwen­

dig, und zwar jetzt, nicht erst mit Beginn des Rechtsanspruchs. 

Im Landeshaushalt sehe ich dazu nichts. Betriebskosten sind 

letztendlich zu leisten in Höhe von 130 Millionen Euro jährlich 

– wo das mal herkommen soll, weiß ich nicht.

Zudem wird sich das Land erklären müssen, ob die Umset­

zung, wie bisher angekündigt, über Lehrer:innen-Stunden 

oder über Horte erfolgen soll. Ich denke, das Kultusministe­

rium wird drei Monate vor Inkrafttreten des Rechtsanspruchs 

sprechfähig sein. Finanzminister Hilbers hat in der Anhörung 

im Landtag schon angedeutet, wie er sich das vorstellt: Die 

Schulträger sollen mitbezahlen. Wieder beschließen Bund und 

Land einen Vertrag zu Lasten Dritter.

Versprechungen glauben wir kaum noch, nachdem wir um 

Kleinstbeträge für EDV-Administratorinnen und -Administra­

toren streiten mussten, die schon zugesagt waren. Auch die 

versprochene Evaluation im Rahmen der Inklusion in Schulen 

steht aus und wird vom Kultusministerium verweigert.

Das können Bund und Land so machen, denn – sagen wir 

es gemeinsam: Sie sitzen am längeren Hebel.

[zieht den Hebel erneut etwas nach unten]

Weiter im KiTa-Bereich:

Im Kindertagesstättenbereich wird die Personalkostenförde­

rung abgerechnet. Derzeit liegt die Personalkostenförderung 

nominell bei 58 Prozent, tatsächlich jedoch bei irgendwas um 

die 45 Prozent, jedenfalls deutlich darunter. Das liegt daran, 

dass nach wie vor veraltete Gehaltsansätze angesetzt werden 

und die tariflich vereinbarten Gehaltssteigerungen nur unzu­

reichend berücksichtigt werden. Das heißt, die Schere geht 

hier immer weiter auseinander.

Dieses ganze System ist überkomplex, seitens des Landes 

schlecht und misstrauisch verwaltet und wird mit einer un­

flexiblen EDV-Lösung abgewickelt.

Nach Einführung der Beitragsfreiheit hängt die Abrech­

nung der Finanzmittel wieder ein Jahr zurück, nachdem man 

vorher gerade erst den Anschluss geschafft hatte. Das ist für 

die Kommunen und Träger eine völlig unbefriedigende Situ­

ation, weil man Zahlungen nachhängt, die einen Zeitraum 

von vor zwei Jahren (jetzt Kindergartenjahr 2019/2020) 

bedienen.

Wolfgang Müller-Pietralla 
von der Firma Volkswagen 
faszinierte die Zuhörer:innen 
mit Zukunftsperspektiven für 
die „Mobilität in urbanen und 
ländlichen Räumen“
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Besser wäre es hier, das ganze überdrehte System zu verlas­

sen und eine pauschale Finanzhilfe anhand der genehmigten 

Betreuungsstunden zu entwickeln.

Und dann schleichende Standarderhöhungen: Durch die 

Novellierung des KiTaG (Kindertagesbetreuungsgesetz) und 

der DVO (Durchführungsverordnung) finden wir auf einmal 

einen höheren Personalschlüssel in kleinen Gruppen und in 

Randzeiten vor. Ups!

Zur Personalsituation:

Gerade in kleineren, ländlichen Regionen wird selbst für die 

bestehenden Verpflichtungen kaum noch ausreichend Perso­

nal gewonnen. Alle ignorieren das und erhöhen die Anforde­

rungen immer weiter. Die Ganztagsschule wird auf dasselbe 

Personal zugreifen.

Wir haben bisher eine dreijährige duale Ausbildung vor­

geschlagen, um mehr Kräfte zu gewinnen. Das wird von der 

Fachwelt als Standardabsenkung verdammt. Wenn jetzt die 

Babyboomer in Rente gehen, werden wir überall nicht genug 

Personal haben, auch hier nicht. Wir dürfen uns hier nicht in 

Standards einmauern, die nicht gehalten werden können.

Die Finanzierung der Betreuung von Kindern in Tages­

einrichtungen entwickelt sich insgesamt zu einem finan­

ziellen gesellschaftlichen Problem. Davon, das abgeschaffte 

Elterndrittel durch das Land zu übernehmen, sind wir weit 

entfernt. Der Finanzierungsaufwand der kommunalen Ebene 

galoppiert davon.

Erschwert wird dies durch die Gängelung der Regionalen 

Landesämter für Schule und Bildung, oder auch Landeskinder­

gartenkontrollämter, wie mein Vorvorgänger Dr. Wulf Haack 

schon 1996 titulierte: Viele Kommunen berichten, dass sie weder 

beraten und unterstützt werden, noch das Gefühl haben, dass 

die Landesbehörden Verständnis für die Situation der Träger vor 

Ort hätten und man als Partner die Herausforderungen angehen 

könne.

Eine enge Auslegung der ohnehin schon engen Richt­

linien und wenig Unterstützung, teilweise kaum Kommuni­

kation (manche Kommunen berichten, die zuständigen Mit­

arbeiter:innen seien für sie gar nicht erreichbar) deuten eher 

darauf hin, dass sich die Behörden des Landes hier eher als 

Obrigkeitsverwaltung anstatt als Partner beim Erreichen von 

gemeinsamen Zielen sehen.

Hier könnten vor allem auf Landesebene erhebliche Stel­

len eingespart werden, wenn das Land den Kommunen mehr 

Vertrauen und Zusammenarbeit und mehr Freiheiten statt 

Kontrolle schenken würde.

Ein pauschales Abrechnungssystem, Standardreduktion 

und Gestaltungsfreiheiten der Träger wären ein lohnen-

des politisches Ziel.

Wir brauchen zum Beispiel überhaupt keine Landes-Kinder­

gartenplanung, die jetzt eingeführt werden soll. Das wird ein 

Datenfriedhof, der von hochbezahltem Landespersonal ver­

waltet werden wird.

Sie können das machen, aber Sie können es auch lassen: Sie 

sitzen am längeren Hebel. [drückt den Hebel nach unten]

IV. DIGITALISIERUNG

Nur kurz zum Bereich der Digitalisierung, denn das versteht 

sowieso keiner.

Anstatt die wichtigsten 20 Leistungen für den Bürger ein­

fach programmieren zu lassen und daran Identifikation, Nut­

zeroberfläche und Bezahlverfahren zu entwickeln, gibt es 

seit nunmehr zehn Jahren irgendwelche Masterpläne und 

unzählige Arbeitsgruppen. Die ausgegebene Lösung „Einer 

für alle“ unter den Bundesländern funktioniert nicht. Allein 

das Servicekonto steht jetzt. Kommunale Umsetzungsprojekte 

erfolgen selbstständig, unterstützt werden sie nicht.

Wir brauchen aber vernünftige und zuverlässige Beratung 

und kostenlose Basisdienste.

Der Kern ist doch der: Das Geld für die Online-Zugangs­

gesetz-Umsetzung wird beim Land in externen Beraterstun­

den verbrannt, die Kommunen sehen keinen Cent. Ich wieder­

hole: Das Land hat das Bundesgeld in Höhe von 180 Millionen 

Euro größtenteils für seine Zwecke und für die einfachen 

Basisdienstleistungen verwendet. Die Kommunen bekommen 

null Cent für ihre Bedürfnisse, obwohl sie die überragende 

Mehrzahl der Bürger:innen-Leistungen verantworten. Sie dür­

fen zukünftig nach ein paar kostenlosen Jahren für die Basis­

dienste bezahlen und die notwendigen Fachverfahren selbst 

kaufen. Und wenn die Verfahren nicht zum Portal passen, kau­

fen wir halt noch eine Schnittstelle für 10 000 Euro hinterher. 

Kein Problem.

Das können Bund und Land so machen denn: Gemeinsam: 

Sie sitzen am längeren Hebel. [drückt den Hebel weiter nach 

unten]

V. GESUNDHEIT

Ich kann verstehen, dass dies eventuell nicht das Jahr ist für ein 

umfangreiches Krankenhausinvestitionsprogramm. Immerhin 

soll es nach den Beschlüssen der Landesregierung hier ab 

2022 zu einer Erhöhung um 30 Millionen Euro auf dann 150 

Millionen Euro jährlich kommen (von denen aber 40 Prozent 

von kommunaler Seite finanziert werden). 18 Millionen Euro 

Landesgeld zusätzlich werden allerdings nicht ansatzweise 

dem tatsächlichen Bedarf gerecht. Hier muss auf Dauer mehr 

getan werden, mit Sicherheit auch ein Gesprächsthema für 

eine Bundesunterstützung.

Hausärztinnen und Hausärzte:

Dem NSGB als Verband der ländlichen Räume und der Umge­

bung von Großstädten liegt die Hausarztversorgung am Her­

zen. Hier kann mit wenig Geld ein großer Schritt und zukunfts­
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weisende Politik für die Menschen gemacht werden. Jedes 

Jahr gehen mehr Hausärztinnen und Hausärzte in den Ruhe­

stand, als neu ausgebildet werden. Für das Jahr 2035 wird eine 

Unterversorgung mit Hausärztinnen und Hausärzten für große 

Teile der ländlichen Räume prognostiziert. Damit wird zukünf­

tig ein Großteil der Bevölkerung Niedersachsens von der haus­

ärztlichen Versorgung ausgeschlossen.

Die vom gesamten Landtag getragene Enquete-Kommis­

sion zur Sicherstellung der medizinischen Versorgung hat aus­

drücklich empfohlen, die Zahl der niedersächsischen Medizin­

studienplätze um 200 zu erhöhen. Auch ihr Koalitionsvertrag 

sieht dies vor. Damit muss jetzt begonnen werden, da die 

angehenden Mediziner:innen durchschnittlich zwölf Jahre bis 

zum Abschluss benötigen.

Mit der Einstellung von 5,4 Millionen Euro für 2023 in den 

Doppelhaushalt und einer dauerhaften Weiterfinanzierung in 

der mittelfristigen Planung von 10,7 Millionen Euro ab 2024 

können die jetzt 80 Studienplätze in Oldenburg zum Winterse­

mester 2023/2024 stufenweise auf 120 erhöht werden. Damit 

ist ein wesentlicher und dringend nötiger Zwischenschritt 

gemacht. Der Betrag ist im Gesamthaushalt und auch der mit­

telfristigen Planung äußerst gering – doch gerade in Corona­

zeiten wissen wir um die große Bedeutung der medizinischen 

Versorgung und insbesondere der Hausärztinnen und Haus­

ärzte, die die Impfungen vornehmen. Hier zu sparen, wäre uns 

allen unverständlich.

FAZIT: WIR BRAUCHEN STARKE KOMMUNEN

Die Kommunale Selbstverwaltung hat die Flüchtlingskrise 

gemeistert.

Die Kommunale Selbstverwaltung hat Corona gemeistert.

Die Kommunale Selbstverwaltung wird auch die nächste 

Krise meistern!

Aber auf Dauer nur, wenn folgende Regeln eingehalten 

werden:

•	 Schafft eine solide Finanzausstattung!

•	 Keine zusätzlichen Aufgaben ohne Finanzierung!

•	 Weg mit dem Bürokratie- und Förderwahnsinn!

•	 Partnerschaft statt Kontrolle oder Ignorieren.

•	 Stärkt das kommunale Hauptamt und Ehrenamt, damit 

sie all dies wuppen können.

Meine Damen und Herren Abgeordnete des Landtages, 

sehr geehrte Ministerinnen und Minister, sehr geehrter Herr 

Ministerpräsident!

Sie müssen das nicht tun, denn: Sie sitzen am längeren 

Hebel. Aber wenn man den zu oft drückt, dann geht bei den 

Kommunen irgendwann das Licht aus. [drückt den Hebel ganz 

nach unten. Das Licht geht aus.]

Den längeren Hebel verleihe ich Ihnen, Herr Ministerprä­

sident, als Mahnung, die Kommunen stark zu machen. Nur 

durch starke Kommunen sind Land und Bund stark.  ❚

UNTERSTÜTZUNG SOZIALER PROJEKTE ZUR 
NSGB-MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Ein Novum auf der Mitgliederversamm­

lung 2021 des Niedersächsischen Städte- 

und Gemeindebundes (NSGB) war der 

grundsätzliche Ansatz, auf Geschenke 

und Give-Aways für die Delegierten 

durch die Partnerorganisationen und 

-institutionen zu verzichten und stattdes­

sen auf ein Sponsoring für verschiedene 

soziale Projekte im Globalen Süden auf­

merksam zu machen.

So wurde durch einen breit angeleg­

ten Aufruf im Vorfeld der Mitgliederver­

sammlung erreicht, dass sich mehrere 

Unternehmen zur Unterstützung der 

Projekte bereit erklärten und somit den 

Gedanken der Nachhaltigkeit und der 

Verantwortung für die positive Entwick­

lung des Globalen Südens mit Leben zu 

füllen.

Auch der Niedersächsische Städte- 

und Gemeindebund wird in diesem 

Zusammenhang seiner Verantwortung 

gerecht werden und über seine Instituti­

onen darauf hinwirken, dass die Projekte 

auch in Zukunft weitere Unterstützung 

erfahren. Folgende Projekte und Institu­

tionen sollen mit den geleisteten Zuwen­

dungen unterstützt werden:

•	 Projekt Little Angel, mit dessen Unter­

stützung Waisenkinder in Kenia eine 

Ausbildung finanziert bekommen und 

so einen erleichterten Start in einer 

beschwerlichen Situation erhalten 

können.

•	 Projekte der Elhadj Diouf Stiftung, die 

im Senegal wirkt und dort sowohl im 

schulischen Sektor als auch im Bereich 

der Gesundheitsversorgung Angebote 

für die örtliche Bevölkerung aufbaut.

•	 Projekt zur Unterstützung von allein­

erziehenden Frauen und Müttern in 

Burkina Faso im Bereich der nachhal­

tigen Durchsetzung ihrer Landrechte 

zur Schaffung einer eigenen Existenz- 

grundlage.  ❚

UNSERE PARTNER:
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Adelebsen, Flecken Frase, Holger

Ahlden, Samtgemeinde Niemann, Carsten

Altes Amt Lemförde, Samtgemeinde Mentrup, Lars Scheibe, Rüdiger

Amelinghausen, Samtgemeinde Palesch, Christoph Kalisch, Claudia

Artland, Samtgemeinde Bürgel, Michael Poppe, Claus Peter

Auetal, Gemeinde Lohmann, Jörn Kraschewski, Heinz

Bad Essen, Gemeinde Natemeyer, Timo

Bad Fallingbostel, Stadt Schneider, Rolf Thorey, Karin

Bad Grund, Gemeinde Dietzmann, Harald

Bad Iburg, Stadt Große-Albers, Daniel Niermann, Annette

Bad Lauterberg im Harz, Stadt Lange, Rolf Gans, Thomas

Bad Rothenfelde, Flecken Harenkamp, Nico von Petrowski, Mirko

Bad Rothenfelde, Gemeinde Rehkämper, Klaus

Bad Zwischenahn, Gemeinde Dierks, Henning Schilling, Arno

Baddeckenstedt, Samtgemeinde Brandt, Frederik Kubitschke, Klaus

Bakum, Gemeinde Averbeck, Tobias

Barßel, Gemeinde Anhuth, Nils

Belm, Gemeinde Hermeler, Viktor

Bienenbüttel, Gemeinde Franke, Dr. Merlin

Bissendorf, Gemeinde Halfter, Guido

Bockenem, Stadt Block, Rainer

Bodenwerder-Polle, Samtgemeinde Rode, Sebastian Warnecke, Tanja

Boldecker Land, Samtgemeinde Ehrhoff, Dennis Meyer, Anja

Börde Lamstedt, Samtgemeinde Meyer, Holger

Bothel, Samtgemeinde Eberle, Dirk

Bovenden, Flecken Brandes, Thomas

Brome, Samtgemeinde Bartels, Wieland Peckmann, Manuela

Brookmerland, Samtgemeinde Ihmels, Gerhard

Bunde, Gemeinde Sap, Uwe Sap, Gerald

Burgwedel, Stadt Wendt, Ortrud Düker, Axel

Cappeln (Oldenburg), Gemeinde Brinkmann, Markus

Cloppenburg, Stadt Varnhorn, Neidhard Wiese, Dr. Wolfgang

Cremlingen, Gemeinde Kaatz, Detlef

Dahlenburg, Samtgemeinde Kraake, Uta Maltzan, Christoph

Damme, Stadt Otte, Mike Muhle, Gerd

Dassel, Stadt Wolter, Sven Melching, Gerhard

Diekholzen, Gemeinde Bludau, Matthias Dieckhoff-Hübinger, Birgit

Dinklage, Stadt Putthoff, Carl-Heinz Bittner, Frank

Dornum, Gemeinde Trännapp, Uwe Hook, Michael

Dörverden, Gemeinde von Seggern, Alexander

Name der Kommune Gewählt wurde Vorgänger:in

NIEDERSACHSEN HAT GEWÄHLT

Der NSGB gratuliert allen Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern, 
die aus den Direktwahlen im September 2021 als Sieger:innen her­
vorgegangen sind.
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Dötlingen, Gemeinde Oltmanns, Antje Spille, Ralf

Dransfeld, Samtgemeinde Eilers, Matthias

Drochtersen, Gemeinde Eckhoff, Mike

Edemissen, Gemeinde Faust, Tobias Bertram, Frank

Edewecht, Gemeinde Knetemann, Petra Lausch, Petra

Eilsen, Samtgemeinde Krause, Hartmut Schönemann, Bernd

Elbmarsch, Samtgemeinde Bockey, Kathrin Roth, Rolf-Peter

Elbtalaue, Samtgemeinde Meyer, Jürgen

Emlichheim, Samtgemeinde Duling, Ansgar Kösters, Daniela

Emmerthal, Gemeinde Petters, Dominik Grossmann, Andreas

Emsbüren, Gemeinde Silies, Marcus Overber, Bernhard

Emstek, Gemeinde Fischer, Michael

Eschede, Gemeinde Lange, Heinrich Berg, Günter

Essen/Oldb., Gemeinde Kreßmann, Heinrich

Faßberg, Gemeinde Speder, Kerstin Bröhl, Frank

Fintel, Samtgemeinde Maier, Sven Krüger, Tobias

Flotwedel, Samtgemeinde Böse, Frank Pohndorf, Helfried H.

Freden (Leine), Gemeinde Bernhardt, Daniel Heimann, Wolfgang

Fredenbeck, Samtgemeinde Hartlef, Matthias Handelsmann, Ralf

Freren, Samtgemeinde Ritz, Godehard

Friedeburg, Gemeinde Goetz, Helfried

Friedland, Gemeinde Friedrichs, Andreas

Friesoythe, Stadt Stratmann, Sven

Fürstenau, Samtgemeinde Wübbel, Matthias Trücken, Benno

Ganderkesee, Gemeinde Wessel, Ralf Gerken, Alice

Gartow, Samtgemeinde Järnecke, Christian

Geeste, Gemeinde Höke, Helmut

Geestland, Stadt Krüger, Thorsten

Giesen, Gemeinde Jürges, Frank Lücke, Andreas

Gleichen, Gemeinde Otter, Dirk Kuhlmann, Manfred

Gnarrenburg, Gemeinde Breitenfeld, Marc Renken, Axel

Grasberg, Gemeinde Schorfmann, Marion

Großheide, Gemeinde Fischer, Fredy

Hage, Samtgemeinde Sell, Erwin Trännapp, Johannes

Hagen /aTW, Gemeinde Möller, Christine Gausmann, Peter

Hagen im Bremischen, Gemeinde Wittenberg, Andreas

Hambergen, Samtgemeinde Brauns, Gerd Kock, Reinhard

Hankensbüttel, Samtgemeinde Evers, Henning Taebel, Andreas

Hann. Münden, Stadt Dannenberg, Thobias Wegener, Harald

Hardegsen, Stadt Gärner, Lars Gunnar Kaiser, Michael

Harpstedt, Samtgemeinde Nagel, Yves Wöbse, Herwig

Harsum, Gemeinde Litfin, Marcel

Hasbergen, Gemeinde Schäfer, Adrian Elixmann, Holger

Hatten, Gemeinde Heinisch,  Guido Pundt, Christian

Hattorf am Harz, Samtgemeinde Kunstin, Henning Hellwig, Rolf

Heeseberg, Samtgemeinde Ralphs, Philipp Hartmann, Martin

Hemmingen, Stadt Dinkeldey, Jan Christoph Schacht-Gaida, Claus-Dieter

Name der Kommune Gewählt wurde Vorgänger:in

DIE NEUE KOMMUNALWAHLPERIODE

THEMENSCHWERPUNKT



14DNG 6/2021

Hemmoor, Samtgemeinde Tiedemann, Jan Dirk Brauer

Herzberg am Harz, Stadt Wagner, Christopher Peters, Lutz

Herzlake, Samtgemeinde Schümers, Martina Pleus, Ludwig

Hesel, Samtgemeinde Themann, Uwe

Hildesheim, Stadt Meyer, Dr. Ingo

Hohenhameln, Gemeinde Semper, Uwe Erwig, Lutz

Holle, Gemeinde Hoppe, Falk-Olaf Huchthausen, Klaus

Hollenstedt, Samtgemeinde Albers, Heinrich

Holtriem, Samtgemeinde Ahrends, Jochen

Horneburg, Samtgemeinde Willenbockel, Knut Herwede, Matthias

Ihlow, Gemeinde Ulrichs, Arno Börgmann, Johann

Ilmenau, Samtgemeinde Rowohlt, Peter

Ilsede, Gemeinde Neuheuser genannt Holtbrügge, Nils Fründt, Otto-Heinz

Isenbüttel, Samtgemeinde Gaus, Jannis Metzlaff, Hans-Friedrich

Isernhagen, Gemeinde Mithöfer, Tim Bogya, Arpad

Jade, Gemeinde Kaars, Henning

Jemgum, Gemeinde Heikens, Hans-Peter

Jümme, Samtgemeinde Busboom, Christoph Boelsen, Johann

Kalefeld, Gemeinde Meyer, Jens

Katlenburg-Lindau, Gemeinde Ahrens, Uwe

Kirchlinteln, Gemeinde Jacobs, Arne Rodewald, Wolfgang

Krummhörn, Gemeinde Looden, Hilke Baumann, Frank

Lachendorf, Samtgemeinde Suderburg, Britta Warncke, Jörg

Lamspringe, Gemeinde Humbert, Andreas

Land Hadeln, Samtgemeinde Thielebeule, Frank Zahrte, Harald

Lehre, Gemeinde Busch, Andreas

Lengede, Gemeinde Wegener, Maren

Lengerich, Samtgemeinde Lühn, Matthias

Lilienthal, Gemeinde Tangermann, Kristian Willem

Lindern, Gemeinde Hage, Karsten

Löningen, Stadt Sibbel, Burkhard Willen, Marcus

Loxstedt, Gemeinde Wellbrock, Detlef

Lüchow (Wendland), Samtgemeinde Liwke, Sascha Schwedland, Hubert

Lühe, Samtgemeinde Gerke, Timo Gosch, Michael

Meinersen, Samtgemeinde Single, Karin Montzka, Eckhardt

Meppen, Stadt Knurbein, Helmut Hermann

Mittelweser, Samtgemeinde Beckmeyer, Jens

Moormerland, Gemeinde Schulz, Hendrik Stöhr, Bettina

Moringen, Stadt Müller-Otte, Heike

Neu Wulmstorf, Gemeinde Handke, Tobias Rosenzweig, Wolf-Egbert

Neuenhaus, Samtgemeinde Oldekamp, Günter

Neuenkirchen, Samtgemeinde Trame, Christoph
Schwertmann-Nicolay, 
Hildegard-Maria

Neuenkirchen-Vörden Brockmann, Ansgar

Nord-Elm, Samtgemeinde Kühne, Andreas Lorenz, Matthias

Nörten-Hardenberg, Flecken Glombitza, Susanne

Oderwald, Samtgemeinde Lohmann, Marc

Oldendorf-Himmelpforten, Samtgemeinde Falcke, Holger

DIE NEUE KOMMUNALWAHLPERIODE
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Ostercappeln, Gemeinde Ballmeyer, Erik Ellermann, Rainer

Ostheide, Samtgemeinde Meyer, Norbert

Ostrhauderfehn, Gemeinde Harders, Günther

Ovelgönne, Gemeinde Stolorz, Sascha Hartz, Christoph

Papenburg, Stadt Gattung, Vanessa Bechtluft, Jan Peter

Papenteich, Samtgemeinde Kielhorn, Ines

Radolfshausen, Samtgemeinde Behre, Arne

Rehden, Samtgemeinde Keine, Magnus Bloch, Hartmut

Rethem / Aller, Samtgemeinde Symank, Björn Voige, Cort-Brün

Ritterhude, Gemeinde Kuck, Jürgen Geils, Susanne

Rosdorf, Gemeinde Steinberg, Sören

Rosengarten, Gemeinde Seidler, Dirk

Salzhemmendorf, Flecken Pommerening, Clemens

Sande, Gemeinde Eicklenborg, Stephan

Sarstedt, Stadt Brennecke, Heike

Sassenburg, Gemeinde Koslowski, Hochen Arms, Volker

Scheeßel, Gemeinde Jungemann, Ulrike Dittmer-Scheele, Käthe

Schellerten, Gemeinde von Berg, Fabian Witte, Axel

Schiffdorf, Gemeinde Wärner, Henrik Wirth, Klaus

Schladen-Werla, Gemeinde Memmert, Andreas

Schwaförden, Samtgemeinde Denker, Helmut

Seevetal, Gemeinde Weede, Emily Oertzen, Martina

Selsingen, Samtgemeinde Kahrs, Gerhard

Sibbesse, Gemeinde Köhler, Hans-Jürgen Ampft, Andreas

Siedenburg, Samtgemeinde Ahrens, Rainer

Sögel, Samtgemeinde Klaß, Frank Wigbers, Günter

Söhlde, Gemeinde Marienfeldt, René

Sottrum, Samtgemeinde Bahrenburg, Holger Freytag, Peter

Spiekeroog, Gemeinde Kösters, Patrick Pizszan, Matthias

Stadland, Gemeinde Stindt, Harald Rübesamen, Klaus

Staufenberg, Gemeinde Grebenstein, Bernd

Steimbke, Samtgemeinde Deede, Torsten Hallmann, Knut

Steyerberg, , Flecken Meyer, Marcus Weber, Heinz-Jürgen

Südbrookmerland, Gemeinde Erdwiens, Thomas Süssen, Friedrich

Suderburg, Samtgemeinde Marwede,Wolf-Dietrich Schulz, Thomas

Tarmstedt, Samtgemeinde Moje, Oliver Holle, Frank

Thedinghausen, Samtgemeinde Fahrenholz, Anke Hesse, Harald

Tostedt, Samtgemeinde Dörsam, Dr. Peter

Uchte, Samtgemeinde Kaltofen, Rüdiger Schmale, Reinhard

Vechelde, Gemeinde Grünert, Tobias Werner, Ralf

Walkenried, Gemeinde Deiters, Lars

Wangerland, Gemeinde Szlezak, Mario Mühlena, Björn

Wathlingen, Samtgemeinde Sommer, Claudia Grube, Wolfgang

Wesendorf, Samtgemeinde Schulze, Rolf-Dieter Weber, René

Wiesmoor, Stadt Lübbers, Sven Völler, Friedrich

Wietmarschen, Gemeinde Wellen, Manfred

Wurster Nordseeküste, Gemeinde Itjen, Marcus
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SEMINARANGEBOTE UND ANMELDUNG

www.kommunalakademie.de 

>  „Seminare Mandatsträger“

Ansprechpartner*in für KomFort

Sarah Ricke, Tel. 0511 30285-65, E-Mail: ricke@nsgb.de

Thomas Galla Tel. 0511 30285-68, E-Mail: galla@nsgb.de
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 SEMINARE. FÜR RATSMITGLIEDER.

 Kommunalverfassungsrecht – Gemeindliche Bauleitplanung –.

  Kommunales Haushaltswesen.

SEMINARE FÜR NEU GEWÄHLTE RATSMITGLIEDER 

UND „ALTE HASEN“ AB NOVEMBER 2021

Sie werden zum ersten Mal in den Rat gewählt und kommu­

nale Themen sind für Sie neu? Sie sind schon länger dabei und 

möchten Ihr Wissen auffrischen? Die Kommunalakademie des 

NSGB unterstützt Sie dabei mit Grundlagenseminaren aus der 

Reihe KomFort – Kommunale Fortbildung für Ratsmitglieder.

VERTIEFENDE VERANSTALTUNGEN 

IM VERLAUF DER WAHLPERIODE

Etwa mit den Themen „Finanzierung der 

Gemeinden“, „Windenergie“ oder „Zusam­

menarbeit in Samtgemeinden“.

SCHULUNG DURCH 
QUALIFIZIERTE 
UND ERFAHRENE 
PRAKTIKER*INNEN AUS 
NIEDERSÄCHSISCHEN 
KOMMUNEN

ORTSNAH FLÄCHENDECKEND IN GANZ NIEDERSACHSEN 

ODER PANDEMIEBEDINGT ONLINE

Vereinbarkeit von Beruf und Ehrenamt durch Samstagsseminare.

KURZSCHULUNGEN ZU TEILTHEMEN BEREITS VOR 

DER KOMMUNALWAHL

In zweistündigen Online-Schulungen werden Teilthemen 

etwa aus dem Kommunalverfassungsrecht oder der Bauleit­

planung vermittelt, die eine Auffrischung, Vertiefung oder 

auch die Vorbereitung auf Interessenschwerpunkte in der 

nächsten Wahlperiode bieten.

ONLINE-SEMINARE ÜBER „ZOOM“
Sie benötigen nur einen Rechner oder Tablet mit 
Kamera und Mikrofon.

EINLADUNG über 

die Verwaltungen 

der Mitgliedskom­

munen des NSGB.

INHOUSE-VERANSTALTUNGEN…
...finden in der Landesgeschäftsstelle 
des NSGB statt und können von einer 
einzelnen Kommune oder gemeinsam 
von mehreren Mitgliedsverwaltungen 
gebucht werden.
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STARKE KOMMUNEN GESTALTEN  
DIE ZUKUNFT
VON MINISTERPRÄSIDENT STEPHAN WEIL

MINISTERPRÄSIDENT 
STEPHAN WEIL
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NGeht es auf das Ende eines jeden Kalenderjahres zu, 

werfen wir den Blick gerne zurück und fragen uns, 

was die vergangenen zwölf Monate denn eigent­

lich alles so mit sich gebracht haben. Corona domi­

nierte die Agenda. Wie im Ausnahmejahr 2020, das 

den gefährlichen Virus über die Welt gebracht hat 

und uns alle vor ungekannte Herausforderungen 

stellte, sind wir einerseits 2021 bei der Bekämpfung 

der Pandemie ein großes Stück vorangekommen. 

Andererseits bleibt das Virus gefährlich, die Folgen 

werden uns weiter beschäftigen, aber unser Leben 

ist spürbar leichter geworden. Insofern werden wir 

das Jahr 2021 durchaus als ein Jahr des Übergangs 

in Erinnerungen behalten.

Zugleich aber auch als ein Jahr des Neuanfangs. 

Im September haben wir nicht nur einen Bundestag, 

sondern auch bei den Kommunalwahlen in Nieder­

sachsen Gemeinderäte, Kreistage und Bürgermeiste­

rinnen und Bürgermeister neu gewählt. Mandatsträ­

ger:innen, denen ich auch auf diesem Wege ganz 

herzlich gratuliere, starten in die beginnende Wahl­

periode – erneut oder auch zum ersten Mal –, um im 

Großen wie im Kleinen in ihren Gemeinden zu arbei­

ten, zu streiten und gemeinsam tragfähige Kompro­

misse zu schmieden. Dafür wünsche ich viel Freude, 

Ausdauer, das notwendige Quäntchen Fortune und 

zu guter Letzt: Erfolg.

Die Aufgaben in unseren Kommunen sind nicht 

gerade wenige – und mit Blick auf die kommen­

den Jahre müssen wir ehrlicherweise ergänzen: Sie 

werden vielleicht sogar noch mehr werden. Umso 

wichtiger ist es, denjenigen, die Verantwortung in 

den Kommunen übernehmen, für ihre Arbeit zu 

danken, ihnen mit Respekt zu begegnen und sie zu 

unterstützen.

IN DEN KOMMUNEN WIRD POLITIK KONKRET

Die Landesregierung kennt die Bedeutung starker 

Kommunen. Es sind Gemeinden, wo der gesell­

schaftliche Wandel für die Bürger:innen am greif­

barsten wird, wo Politik konkret wird. Nehmen wir 

als ein Beispiel den Klimaschutz, fraglos die größte 

Aufgabe der kommenden Jahre und Jahrzehnte, der 

sich Bund, Länder und Gemeinden gegenüberse­

hen. Natürlich müssen lange Linien vorgezeichnet 

werden, Ressourcen und Infrastrukturen zur Verfü­

gung gestellt werden, aber ohne Kommunen, die 

aufgrund ihres Vor-Ort-Wissens mutig, bürgernah 

und flexibel eigene kreative Lösungen vordenken, 

anstoßen und umsetzen, wird es kaum gehen. 

Sie finden viel Beachtung und ermutigen zum 

Nachmachen.

WICHTIGE ROLLE BEI KLIMASCHUTZ UND 

NACHHALTIGKEIT

Wer die Transformation hin zu einer klimaneutralen 

Wirtschafts- und Lebensweise verfolgt, sieht, dass 

es europaweit oft Kommunen sind, die vorange­

hen und für positive Schlagzeilen sorgen. Freiburg 

liegt weit vorne bei der Verkehrswende, Bottrop bei 

der energetischen Gebäudesanierung. Paris wird 

zur „15-Minuten-Stadt“ umgebaut. Kopenhagen 

ist eine Fahrradstadt, die ihresgleichen sucht. Auch 

in Niedersachsen ragen positive Beispiele heraus. 

Der Landkreis Grafschaft Bentheim beispielsweise 

ist kürzlich für sein Projekt „Grafschafter Elektro-

Carsharing“ vom Bundesumweltministerium für 

klimafreundliche Mobilität im ländlichen Raum 

ausgezeichnet worden. Und den Titel „Niedersächsi­

sche Klimakommune 2020“ tragen Oldenburg und 

Osnabrück, die beim Klimaschutz-Wettbewerb um 

die besten kommunalen Ideen und Konzepte die 

Nase vorn hatten. Es gibt in der Tat unzählige Bei­

spiele kommunalen Engagements für Klimaschutz 

und Nachhaltigkeit, wo Gestaltungsspielräume 

beispielsweise bei der Planung von Häusern, dem 

öffentlichen Verkehr oder der Ausrichtung der ört­

lichen Stadtwerke klug genutzt werden, um wich­

tige Beiträge zur CO2-Reduktion zu leisten. Wir 

brauchen sie. Dass es auf diesem Weg rechtlich, 
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planerisch und politisch zwischen Bund, Ländern 

und Kommunen hier und da zu Spannungen kom­

men kann, ist dem umfassenden Charakter der 

Herausforderung geschuldet und ändert nichts an 

dem gemeinsamen Ziel und der Bedeutung, die den 

Kommunen bei der Klimapolitik zukommt.

KOMMUNALPOLITISCHES ENGAGEMENT 

BRAUCHT GUTE RAHMENBEDINGUNGEN

Die Kommunalpolitik ist letztlich die Ebene, die ganz 

entscheidenden Einfluss darauf hat, ob sich die Men­

schen zu Hause in ihrem Ort wohlfühlen. Kommu­

nalpolitisches Engagement verdient daher nicht nur 

Dankbarkeit, Wertschätzung und Schutz, sondern 

vor allem geeignete rechtliche Rahmenbedingun­

gen. Sich für die Kommune zu engagieren, darf kein 

Nachteil sein. Mit den neuen Regelungen des Kom­

munalverfassungsrechts sorgt die Landesregierung 

hier für deutliche Verbesserungen. Gerade im Hin­

blick auf die Zunahme flexibler Arbeitszeitmodelle 

entfaltet die bisherige Freistellungsregelung für die 

Kommunalpolitik häufig nur eine unzureichende 

Wirkung. Darauf haben wir reagiert. Zukünftig wer­

den auch für Ratsmitglieder mit flexiblen Arbeits­

zeiten Erleichterungen möglich. Außerdem werden 

mit der Novelle die Möglichkeiten der bürgerschaft­

lichen Mitwirkung den Bedürfnissen der kommuna­

len Praxis angepasst. Deshalb wird der Katalog der 

Angelegenheiten, bei denen ein Bürgerbegehren 

nicht zulässig ist, um den Krankenhausbereich und 

den Rettungsdienst erweitert. Gleichzeitig haben 

zukünftig die Räte und Kreistage in weit größerem 

Umfang die Möglichkeit, selbst Bürgerentscheide zu 

initiieren.

UNTERSTÜTZUNG DER KOMMUNALEN EBENE 

DURCH DIE LANDESREGIERUNG

Auch in anderen Bereichen arbeiten wir als Landes­

regierung daran, den Handlungsspielraum der kom­

munalen Ebene zu erweitern. Denn durch wegbre­

chende Steuereinnahmen, Gebührenausfälle und 

weitere Einnahmeverluste sind Kommunen finan­

ziell von Corona betroffen. Hinzu kommen pande­

miebedingte Mehraufwendungen, insbesondere im 

Gesundheitsbereich. Deshalb haben wir bereits im 

vergangenen Jahr mit dem zweiten Nachtragshaus­

halt 2020 ein kommunales Hilfspaket bestehend aus 

der Pauschale zur Kompensation von Gewerbesteu­

erausfällen, dem Ausgleich krisenbedingter Mehr­

aufwendungen sowie einer Entlastung im Bereich 

des Kommunalen Finanzausgleichs in Höhe von 

insgesamt 1,1 Milliarden Euro beschlossen. Die im 

Rahmen des Kommunalen Hilfsprogramms vorge­

nommene Unterstützung beim Kommunalen Finan­

zausgleich entlastet die Kommunen auch in 2021, 

wobei ein Teilbetrag in Folgejahren aufgerechnet 

wird. Auf diese Weise wollen wir gemeinsam den 

Weg aus der Pandemie beschreiten.

KOMMUNEN ZUKUNFTSFEST AUFSTELLEN

Starke Kommunen sind uns wichtig. Im Kleinen wie 

im Großen wird deutlich: Uns als Landesregierung 

liegt sehr daran, in einem engen Austausch mit den 

kommunalen Spitzenverbänden die Städte, Land­

kreise und Gemeinden in Niedersachsen für die 

aktuellen und vor uns liegenden Herausforderun­

gen zukunftsfest aufzustellen.

Dass sich in Niedersachsen viele Menschen land­

auf, landab mit enormem Engagement einbringen, 

Aufgaben und Verantwortung übernehmen, um 

mitzubestimmen, wie sich ihre Heimat entwickelt, 

ist ermutigend. Niedersachsen ist ein Land des bür­

gerschaftlichen Engagements, das unseren Zusam­

menhalt fördert. Wir können darauf stolz sein.  ❚

Der NSGB im 
Internet: 

www.nsgb.de

www.facebook.com/
NSGB1
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WEITERE GEPLANTE ÄNDERUNGEN 
IM NIEDERSÄCHSISCHEN 
KOMMUNALVERFASSUNGSGESETZ
VON OLIVER KAMLAGE

OLIVER KAMLAGE ist  
Geschäftsführer des  
Niedersächsischen Städte-  
und Gemeindebundes

Nur wenige Wochen nach dem Inkrafttreten des 

Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Kom­

munalverfassungsgesetzes (NKomVG) und anderer 

kommunalrechtlicher Vorschriften vom 13. Oktober 

2021 (Nds. GVBl. S. 700) haben die Fraktion der SPD 

und die Fraktion der CDU am 25. November 2021 

einen weiteren Gesetzentwurf zur Änderung des 

NKomVG in den Niedersächsischen Landtag einge­

bracht. Die wesentlichen Inhalte des Entwurfs zur 

Änderung des Niedersächsischen Kommunalverfas­

sungsgesetzes und anderer Gesetze (Drs. 18/10246) 

sollen kurz vorgestellt und bewertet werden.

1. �ÄNDERUNG DES § 64 NKOMVG – 

EINFÜHRUNG VON „HYBRIDSITZUNGEN“

Durch ergänzende Regelungen in § 64 NKomVG 

(siehe Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs) soll es den 

kommunalen Vertretungen dauerhaft ermöglicht 

werden, Sitzungen in Form von Hybridsitzungen 

durchzuführen.

Nach § 64 Abs. 3 Satz 1 NKomVG-E können die 

Mitglieder der Vertretung (ausgenommen die Vorsit­

zende oder der Vorsitzende der Vertretung sowie die 

Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal­

tungsbeamte, siehe § 64 Abs. 3 Satz 3 NKomVG-E) 

an den Sitzungen der Vertretung durch Zuschaltung 

per Videokonferenztechnik teilnehmen, soweit die 

Hauptsatzung dies zulässt.

Aus der Formulierung „soweit“ wird deutlich, dass 

die Kommunen bei der Zulassung solcher Hybrid­

sitzungen einen weiten Ermessensspielraum haben. 

Daraus folgt erstens, dass die Entscheidung über 

das „ob“ der Zulassung von jeder Kommune selbst 

zu treffen ist. Eine Rechtspflicht zur Einführung von 

Hybridsitzungen besteht nicht. Zweitens können 

die kommunalen Vertretungen selbst festlegen, 

in welchem Umfang von dieser Option Gebrauch 

gemacht werden soll. Die Gesetzbegründung (siehe 

Seite 5 des Gesetzentwurfs) lässt ausdrücklich diffe­

renzierende Regelungen zu. Insbesondere kann die 

Möglichkeit zur Sitzungsteilnahme per Videokonfe­

renztechnik auf öffentliche Sitzungen beschränkt, 

für sämtliche oder nur einen Teil der Fachausschüsse 

ermöglicht oder für die Beratung bestimmter Ange­

legenheiten ausgeschlossen werden. Zudem kann 

die Teilnahme per Videokonferenztechnik durch 

entsprechende Regelung in der Hauptsatzung von 

weiteren Voraussetzungen abhängig gemacht wer­

den. Die Gesetzesbegründung (siehe Seite 5) nennt 

hier exemplarisch die Verhinderung an der Teil­

nahme an der Präsenzsitzung aus Krankheit, fami­

liären Gründen oder berufs- oder urlaubsbedingter 

Abwesenheit.

Mitglieder, die durch Zuschaltung per Videokon­

ferenztechnik an der Sitzung teilnehmen, gelten als 

anwesend (§ 64 Abs. 3 Satz 5 NKomVG-E) und kön­

nen dementsprechend sämtliche Mitgliedschafts­

rechte wahrnehmen.

§ 64 Abs. 3 Satz 6 NKomVG-E enthält ein Ver­

bot zur Durchführung geheimer Wahlen (67 Satz 2 

NKomVG) in Hybridsitzungen, da eine rechtssichere 

geheime Stimmabgabe auf audiovisuellem Wege 

nicht möglich ist (vgl. Seite 5 der Gesetzesbegrün­

dung). Wird in der Hybridsitzung ein entsprechender 

Antrag auf geheime Wahl gestellt, müsste die Durch­

führung der Wahl in der Konsequenz auf die nächste 

Präsenzsitzung vertagt werden. Ausgeschlossen ist 

darüber hinaus die Beratung von Angelegenheiten, 

deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben 

ist. Im Übrigen bedarf der Satz 6 wohl einer redaktio­

nellen Anpassung. Gemeint ist offenbar, dass nach 

§ 66 Abs. 2 NKomVG vorgesehene geheime Abstim­

mungen nicht in Hybridsitzungen durchgeführt 

werden dürfen. Für diese gelten die Einwände, die 
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gegen eine geheime Wahl in Hybridsitzungen erho­

ben werden, entsprechend.

Der Beschluss über die Hauptsatzung (§ 12 

NKomVG), mit der die Zuschaltung per Videokonfe­

renztechnik grundsätzlich zugelassen und gegebe­

nenfalls auch näher konkretisiert wird, bedarf nach 

§ 64 Abs. 3 Satz 4 NKomVG-E einer qualifizierten 

Mehrheit von zwei Drittel der Mitglieder der Ver­

tretung. Damit soll sichergestellt werden, dass eine 

„breit verankerte Einigkeit der Abgeordneten über 

die Ermöglichung dieser besonderen Form der Sit­

zungsdurchführung und -teilnahme“ besteht (vgl. 

Seite 5 der Gesetzesbegründung).

§ 64 Abs. 4 NKomVG-E normiert die Mindestan­

forderungen, auch technischer Art, an die Durchfüh­

rung von Hybridsitzungen, die von der Kommune 

zu schaffen sind. Erforderlich ist, „dass sich die anwe­

senden und die durch Zuschaltung per Videokon­

ferenztechnik teilnehmenden Mitglieder während 

der gesamten Sitzung gegenseitig in Bild und Ton 

wahrnehmen können (Satz 1). Darüber hinaus müs­

sen in öffentlichen Sitzungen die durch die Zuschal­

tung per Videokonferenztechnik teilnehmenden 

Mitglieder auch für die im Sitzungsraum anwesende 

Öffentlichkeit in Bild und Ton wahrnehmbar sein 

(Satz 2). Ziel dieser Regelung ist es sicherzustellen, 

dass „kommunikative Beiträge, das Abstimmungs­

verhalten der Mitglieder sowie die mit dem Wesen 

von Sitzungen verbundene unmittelbare Interak­

tion, die Reaktionen und der gegenseitige Diskurs 

der Gremienmitglieder für die Mitglieder und die 

Öffentlichkeit wahrnehmbar sind“ (siehe Seite 5 

der Gesetzesbegründung). Dementsprechend ist es 

nicht zulässig, dass die zugeschalteten Abgeordne­

ten die Videoübertragung ausschalten. Allerdings 

werden kurzzeitige Unterbrechungen gestattet 

sein müssen, so wie es ja auch bei Präsenzsitzungen 

nicht verboten und auch üblich ist, den Sitzungssaal 

für ein Telefonat oder dergleichen zu verlassen. Ob 

die in Sätzen 1 und 2 genannten Anforderungen 

NSGB – Ihr kommunaler Spitzenverband 
der Städte, Gemeinden und Samtgemeinden 
in Niedersachsen!

NSGB. Sachlich. kommunal.

❚ �Wir vertreten die Interessen der Städte, 
Gemeinden und Samtgemeinden 
gegenüber dem Land Niedersachsen 
und anderen Institutionen. So kämpfen 
wir zum Beispiel für weniger Bürokratie, 
eine bessere Finanzierung von 
Ganztagsschulen und Kindertagesstätten 
und für mehr Freiheit in der kommunalen 
Selbstverwaltung.

❚ ��In unseren Gremien bieten wir einen 
Blick über die Gemeinde hinaus 
und beschließen Positionen für den 
politischen Kampf um mehr kommunale 
Selbstverwaltung.

❚ ��In unseren Kreisverbänden binden 
wir ehrenamtliche Ratsmitglieder und 
hauptamtliche Bürgermeister:innen in die 
Entscheidungsfindung mit ein.

❚ ��Wir beraten unsere Mitglieder in 
Rechtsfragen. Unser Team steht jederzeit 
kompetent an der Seite der Städte, 
Gemeinden und Samtgemeinden.

❚ �Wir bilden in unserer KommunalAkdemie 
Ratsmitglieder, Bürgermeister:innen und 
Verwaltung zu aktuellen Themen fort.
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4. Aufl age 2021
238 Seiten. Kart. 
€ 11,–
ISBN 978-3-555-02216-1

Das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz 
ist seit der Vorauflage zwölf Mal geändert worden. 
Von besonderer Bedeutung ist die mit dem Gesetz vom 
13. Oktober 2021 erfolgte Novelle, die zum Beginn der 
neuen Kommunalwahlperiode am 1. November 2021 in 
Kraft treten wird. Diese betrifft u.a. die Verkündung von 
Rechtsvorschriften, diverse Änderungen beim Bürger-
begehren und Bürgerentscheid (Herausnahme von 
Krankenhausträgerschaft und Rettungsdienst aus dem 
Bürgerbegehren, Kostenschätzung durch die Verwal-
tung sowie Ratsbürgerentscheid), Anpassung der 
Freistellungsregelungen für die Abgeordneten in den 
kommunalen Vertretungen an flexible Arbeitszeitmodelle 
und schließlich Änderungen am Verteilungsverfahren 
bei der Besetzung der Ausschüsse der kommunalen 
Vertretungen. 
Die 4. Auflage enthält alle diese Neurege lungen und 
bietet damit den kommunalen Mandatsträgern und den 
Verwaltungen eine zuverlässige Orientierung. 

Oliver Kamlage, Geschäftsführer des Niedersächsischen 
Städte- und Gemeindebundes.

Neu!

Mengenpreise:
ab 10 Ex. € 9,90
ab 20 Ex. € 9,40
ab 50 Ex. € 8,80
ab 100 Ex. € 8,30

herausgegeben vom 
Niedersächsischen Städte- und Gemeindebund

von den aktuell verfügbaren Videokonferenzsystemen so erfüllt werden 

können, müsste sich in der Praxis zeigen. Für die Übertragung von Bild- 

und Tonaufnahmen der an der Sitzung teilnehmenden Personen ist eine 

Einwilligung nicht erforderlich (Satz 3). Der Begriff der Sitzungsteilneh­

merinnen und Sitzungsteilnehmer ist dabei ausweislich der Gesetzes­

begründung (Seite  6) denkbar weit zu verstehen. Erfasst sind sowohl 

die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte, die 

Beschäftigten der Verwaltung und weitere Sitzungsteilnehmer:innen. 

Gemeint sein dürften aber insbesondere auch die Personen, die auf 

der Grundlage des § 62 Abs. 2 NKomVG anzuhören sind, soweit in der 

Hauptsatzung die Durchführung der Anhörung per Videokonferenz­

technik zugelassen ist (siehe § 64 Abs. 7 NKomVG-E). Gleiches dürfte für 

die Einwohner:innen gelten, die sich an einer Einwohner:innen-Frage­

stunde in Präsenz im Sitzungssaal durch ihre Wortbeiträge beteiligen. 

Da in § 64 Abs. 7 NKomVG lediglich auf den Abs. 2 des § 62 verwiesen 

wird, ist eine Zuschaltung von Einwohnerinnen und Einwohnern zwecks 

Durchführung der Einwohner:innen-Fragestunde (§ 62 Abs. 1 NKomVG) 

nicht zulässig.

§ 64 Abs. 5 NKomVG-E regelt, wie im Falle von Störungen der Sit­

zungstechnik zu verfahren ist: Liegen diese im Verantwortungsbereich 

der Kommune, so ist die Sitzung von der oder dem Vorsitzenden der 

Vertretung zu unterbrechen oder abzubrechen (Satz 1). Sonstige Stö­

rungen der Zuschaltung sind demgegenüber unbeachtlich und haben 

insbesondere keine Auswirkungen auf die Wirksamkeit eines ohne 

das betroffene Mitglied gefassten Beschlusses (Satz 2). Es liegt auf der 

Hand und ist abzusehen, dass sich in der kommunalen Praxis im Falle 

von Störungen der Videokonferenztechnik Streitigkeiten darüber ent­

zünden werden, wessen Verantwortungssphäre die Störung zuzurech­

nen ist: Hat die Kommune diese zu verantworten oder lag der Fehler 

im Bereich der oder des Abgeordneten, die oder der sich zugeschaltet 

hat? Wie lässt sich das beweisen und wer trägt dafür die Beweislast? Mit 

Blick darauf, dass letzten Endes die Frage der Wirksamkeit von in der 

Satzung gefassten Beschlüssen im Raum steht, verbergen sich dahinter 

erhebliche rechtliche Risiken. Da das Niedersächsische Kommunalver­

fassungsgesetz vom Leitbild der Präsenzsitzung ausgeht, sollte überlegt 

werden, das Risiko des Scheiterns der Übertragung bei der Person zu 

verorten, die nicht am Sitzungsort erscheint. Die Zuschaltung der oder 

des Abgeordneten sollte sozusagen auf eigenes Risiko erfolgen. Darü­

ber hinaus sollte im Gesetz die Voraussetzung aufgestellt werden, dass 

in der Präsenzsitzung mindestens eine beschlussfähige Mehrheit der 

Abgeordneten vor Ort anwesend ist, allein um der Gefahr zu begegnen, 

dass die Sitzung aufgrund technischer Störungen wiederholt werden 

muss und um dem Risiko der Unwirksamkeit dort gefasster Beschlüsse 

entgegenzutreten.

Schließlich bestimmt § 64 Abs. 8 NKomVG-E, dass die Regelungen 

der vorhergehenden Absätze für Sitzungen des Hauptausschusses 

und der Ausschüsse entsprechend gelten, soweit in der Hauptsat­

zung nichts anderes bestimmt ist. § 64 Abs. 9 NKomVG-E enthält eine 

Evaluierungsklausel.
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Zusammenfassend ist zu sagen, dass mit der vor­

gelegten Regelung in Gestalt des § 64 Abs. 3 bis 6 

NKomVG juristisches Neuland betreten wird. Mit der 

Frage „Empfiehlt sich die Einführung von Hybrid­

sitzungen im NKomVG“ könnte ohne weiteres ein 

ganztägiges Symposium inhaltlich gefüllt werden. 

Von daher bleibt zu hoffen, dass der Niedersächsi­

sche Landtag den kommunalen Spitzenverbänden 

eine ausreichende Frist für eine Stellungnahme ein­

räumen wird, damit diese Fragestellung mit den Mit­

gliedern und in den Gremien der Verbände in dem 

gebührenden Maße diskutiert werden kann. Es böte 

sich an, die in Artikel 1 Nr. 1 enthaltene Regelung 

aus dem Gesetzgebungsverfahren herauszuneh­

men und in einem späteren Gesetzgebungsverfah­

ren im kommenden Jahr wieder aufzugreifen.

2. �ARTIKEL 1 NR. 2 (ÄNDERUNG DES § 182 

NKOMVG)

Die in Art. 1 Nr. 2 enthaltene Änderung des § 182 

NKomVG ermöglicht es den kommunalen Vertretun­

gen, nachdem die Feststellung der epidemischen 

Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 IfSG 

mit Ablauf des 25. November 2021 als aufgehoben 

gilt, in Abhängigkeit von der konkreten Infektions­

lage vor Ort und aufgrund eines entsprechenden 

Vorschlags der Hauptverwaltungsbeamtin oder des 

Hauptverwaltungsbeamten bei Nichtbestehen einer 

Lage nach Absatz 1 Satz 1 selbst zu entscheiden, ob 

die Sitzungsdurchführung und Beschlussfassung 

unter Nutzung der bewährten Optionen des § 182 

Abs. 2 NKomVG erleichtert werden sollen. Mit der 

erforderlichen Zweidrittelmehrheit für die Anwend­

barkeit des § 182 Abs. 2 NKomVG soll ausweislich 

der Gesetzesbegründung (Seite 7 f ) sichergestellt 

werden, dass ein solcher Beschluss von einer brei­

ten, fraktions- und gruppenübergreifenden Mehr­

heit getragen wird und deshalb auf weitgehende 

Akzeptanz bei den Mitgliedern der Vertretung stößt.

Diese Änderung ist zur Sicherstellung der Hand­

lungsfähigkeit der kommunalen Vertretungen zwin­

gend erforderlich und wird vom Niedersächsischen 

Städte- und Gemeindebund nachdrücklich unter­

stützt. Diese Gesetzesänderung muss unbedingt 

im Landtagsplenum vom 13. bis 16. Dezember 

beschlossen und unverzüglich verkündet werden. 

Selbstverständlich wäre diese Regelung erst nach 

dem Inkrafttreten des Gesetzes anwendbar.  ❚

Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses
Der Rechts- und Verfassungsausschuss im Nie­

dersächsischen Städte- und Gemeindebund 

(NSGB) ist am 4. Oktober 2021 in Hannover zu 

seiner letzten Sitzung in der Kommunalwahl­

periode zusammengekommen. 

Die Ausschussmitglieder verabschiedeten 

Samtgemeindebürgermeister Jörg Warncke 

und Samtgemeindebürgermeister a. D. Heinrich 

Höper, die zehn Jahre lang die Aufgaben des 

Ausschussvorsitzenden beziehungsweise des 

stellvertretenden Ausschussvorsitzenden wahr­

genommen haben. NSGB-Geschäftsführer Oliver 

Kamlage bedankte sich bei allen Ausschussmit­

gliedern für die hervorragende Zusammenarbeit 

und das Engagement in der Kommunalwahlperi­

ode 2016 bis 2021.
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ALLGEMEINE VERWALTUNG & EUROPA

VERWALTUNG FÜR BÜRGER:INNEN  
ATTRAKTIVER MACHEN – IDEENWETTBEWERB
VON FRANKA RICHTER

Gemeinsam mit dem Niedersächsischen Städte- und 

Gemeindebund (NSGB) haben wir als Materna SE zu 

einem Ideenwettbewerb im kommunalen Umfeld 

aufgerufen. Innerhalb weniger Wochen haben sich 

zahlreiche Gemeinden mit den unterschiedlichsten 

Zukunftsgedanken eingebracht. Der Hauptpreis 

ging an die Idee, die den größten Nutzen für Bür­

ger:innen bringt. Weitere drei Preise wurden für die 

Ideen vergeben, die in besonderer Weise nutzen­

stiftend für die Verwaltung oder die Wirtschaft sind.

VON AUSZUBILDENDEN BIS HIN ZU  

POLITISCHER PROMINENZ

Prämiert wurden insgesamt vier Ideen, die uns mit 

Praxisbezug, Nutzen und Raffinesse begeistert und 

inspiriert haben: Unsere jüngste Teilnehmerin, Tabea 

Schwellenbach, hat uns mit ihrer Idee vom virtuel­

len Fundbüro besonders überzeugt. Wir haben die 

Auszubildende im Nachgang interviewt. Sie hat den 

Ideenwettbewerb vor allem als persönliche Heraus­

forderung gesehen: „Es ist eine gute Gelegenheit 

für jüngere Personen, sich auch mal für die Zukunft 

ihrer Kommune einzusetzen. Ich habe nicht damit 

gerechnet, dass ich gewinnen könnte.“

VIRTUELLE UNTERNEHMEN

Einen anderen Ansatz wählte Jonas Kitzig aus der 

Samtgemeinde Oldendorf-Himmelpforten. Seine 

Idee umfasst den Denkansatz von virtuel­

len Unternehmen. Von der Gründung bis hin 

zu Geschäftsmodellen zur Überwindung der 

Gründerflaute widmet Kitzig sich aktuellen 

wirtschaftlichen Herausforderungen: „Ich hatte 

mir das Ziel gesetzt, ein innovatives Zukunfts­

szenario zu finden, das für eine Stabilisierung 

der deutschen Wirtschaft sorgen soll. Die Coro­

na-Pandemie stellt eine Innovationsgefahr dar, 

denn anstatt Start-ups zu gründen und inno­

vative Ideen zu entwickeln, wird ein sicheres 

Einkommen nun oft bevorzugt. Aus dieser 

Überlegung heraus ist die Idee von virtuellen 

Unternehmen entstanden.“

DIGITALISIERUNG VON BAUVORANFRAGEN

Passend zum Bereich Gewerbe erreichte uns eine 

Idee aus der Stadt Springe: die virtuelle Stand­

ortanalyse. Motiviert von fehlender Automatisie­

rung bei der Gewerbeflächenansiedlung sowie ins­

piriert von Strategie-Computerspielen entwickelte 

das Team der Stadt Springe die Idee eines virtuellen 

Tools zur Vorabplatzierung des geplanten Bauvorha­

bens auf der gewünschten Gewerbefläche. Die Idee 

der Digitalisierung von Bauvoranfragen verbindet 

den Mehrwert für Unternehmen mit einer erheb­

lichen Entlastung der Stadtverwaltung.

IMMOBILIENERWERB MIT VIRTUELLEN 

RUNDGÄNGEN

Gefreut haben wir uns ebenfalls über die Teilnahme 

von Jan Dingeldey – Bürgermeister der Stadt Hem­

mingen. Auch mit ihm haben wir uns virtuell getrof­

fen. Dingeldey berichtet: „Meine eingereichte Idee 

vom Immobilienerwerb mit virtuellen Rundgängen 

entstand aus Selbstbetroffenheit. Unsere Genera­

tion kennt Digitalisierung aus allen Dienstleistun­

gen, vom Staat jedoch zu wenig. Die Entwicklung 

einer innovativen und simplen Idee fiel mir entspre­

chend leicht.“

Gefallen habe ihm besonders das Format. Eine 

ständige Einbeziehung der Kommunen sei enorm 

wichtig für den Weg zu einer digitalisierten Verwal­

tung. Ein Ideenwettbewerb sei dafür ein passendes 

Medium.  ❚

FRANKA RICHTER 
ist Consultant Business Line Public 
Sector bei der Materna Informa-
tion & Communications SE
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„… DIE ARBEIT IST EIN GUT FÜR  
DEN MENSCHEN …“ 1
VON WOLFGANG GRUBE

1	 Enzyklika Laborem Exergens, Papst Johannes Paul II., 1981,  
Punkt 9. Arbeit und Personale Würde.

WOLFGANG GRUBE  
war 25 Jahre Samtgemeinde

bürgermeister der  
Samtgemeinde Wathlingen

Papst Johannes Paul II kennzeichnete 1981 in sei­

ner Enzyklika Laborem Exergens Arbeit als zentrales 

Merkmal des „Menschseins“. Von „anderen Geschöp­

fen unterscheiden“ wir uns demnach vor allem 

durch unsere Fähigkeit, Arbeit zu verrichten.

Mit dieser Einschätzung von der grundlegenden 

Bedeutung der Arbeit für das Menschsein zeigt sich 

der Papst im Geiste einig mit der „Allgemeinen Erklä­

rung der Menschenrechte“ von 1948, wo in Artikel 

23 das „Recht auf Arbeit“ festgeschrieben wurde.2

Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 

hat das Recht auf Arbeit in dieser Deutlichkeit kei­

nen Eingang gefunden. Im Unterschied übrigens zur 

Verfassung der DDR. Mit ihrer Unterschrift unter die 

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte bekennt 

sich aber auch die Bundesrepublik Deutschland zu 

diesem Grundsatz.

ARBEIT IST NICHT NUR BROTERWERB

Die Bedeutung der Arbeit für den Menschen geht bei 

beiden – Papst und UNO – weit über den bloßen Bro­

terwerb hinaus. Selbstwertgefühl, Unabhängigkeit, 

gesellschaftliche Teilhabe sowie soziales Ansehen 

spielen eine wichtige Rolle und tasten gerade bei 

deren Abwesenheit allzu oft die in Artikel 1 unseres 

Grundgesetzes garantierte Würde des Menschen an.

Vor diesem Hintergrund haben wir uns während 

meiner über 25-jährigen Tätigkeit als Samtgemeinde­

bürgermeister der Samtgemeinde Wathlingen immer 

bemüht, zusätzlich zu den Beschäftigten des ersten 

Arbeitsmarktes auch denjenigen eine Teilhabe am 

Arbeitsleben zu ermöglichen, die aus unterschied­

lichsten Gründen „multiple Vermittlungshemmnisse“ 

aufwiesen. Mit viel Engagement und unterschied­

lichem Erfolg, was mit den Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern zu tun hatte, aber vor allem auch mit 

den Zuschnitten der Förderprogramme.

Die nach unserer Einschätzung mit Abstand 

sinnhafteste und ausdrückliches Lob verdienende 

Fördermöglichkeit bietet der Ende 2018 erlassene 

§ 16i SGB II zur „Teilhabe am Arbeitsmarkt“.

2	 Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen,  
10. Dezember 1948. Artikel 23, Satz 1.

Mit der Tariflohnförderung in Höhe von 100 Prozent 

während der ersten zwei Jahre sowie der abge­

stuften Förderung in Höhe von 90, 80 und dann 

70 Prozent während der optional anschließenden 

nächsten drei Jahre ist das Programm für Arbeitge­

ber:innen und Arbeitnehmer:innen gleichermaßen 

attraktiv.

ENTSCHEIDEND IST DAS BEGLEITENDE 

COACHING DURCH DIE JOBCENTER

Entscheidend für eine nachhaltige (Re)Integration 

in das Arbeitsleben aber ist das beschäftigungs­

begleitende Coaching durch die Jobcenter. Auch 

wenn hier in der Praxis, verstärkt durch die Corona­

einschränkungen, noch viel Luft nach oben ist, so 

sehen wir diesen Ansatz, bei dem unzureichend 

entwickelte oder verschüttete Sozialkompetenzen 

sowie Probleme der Arbeitnehmer:innen praxisnah 

und qualifiziert bearbeitet werden können, als weg­

weisend an.

16 BESCHÄFTIGUNGSVERHÄLTNISSE SEIT 2019 

IN WATHLINGEN

Seit Anfang 2019 haben wir insgesamt 16 Menschen 

in diesem Rahmen bei uns in unterschiedlichen 

Bereichen von der Verwaltung über den Wertstoff- 

und Bauhof bis hin zum Schwimmbad eingestellt. 

Aus dieser Praxis heraus können wir den Befund 

des Zwischenberichts zur Evaluation der Förderin­

strumente nach §16e und §16i SGB II3 bestätigen: 

Stärker als die eigentlichen Arbeitsaufgaben berei­

ten unterschiedliche Verhaltenserwartungen von 

Vorgesetzen, Kolleginnen und Kollegen und Geför­

derten Probleme und hier muss das Coaching ver­

mittelnd ansetzen.  

Diese durchaus sozialarbeiterischen Prozesse, 

das Klären unterschiedlicher Erwartungen, das 

Überwinden von Unsicherheiten, der Aufbau neuer 

Tagesstrukturen, das gegenseitige Geduldigsein 

und das Mutmachen, eigene Fähigkeiten anzuwen­

den, sind mühsam aber nachhaltig lohnend – denn 

Arbeit ist auch gut für den Menschen!  ❚

3	  IAB-Forschungsbericht 3|2021 Evaluation der Förderinstrumente nach 
§16e und §16i SGB II – Zwischenbericht, Frank Bauer u.a., S. 179.

ARBEIT & SOZIALES
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ARBEIT & SOZIALES

GESUNDHEIT IM QUARTIER
VON BRITTA KENTER UND SABRINA WEITEMEIER
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BRITTA KENTER ist Fachreferen-
tin bei der Landesvereinigung für 
Gesundheit (LVG) und Akademie 
für Sozialmedizin Niedersachsen 
e. V. (AFS), E-Mail: britta.kenter@
gesundheit-nds.de

SABRINA WEITEMEIER ist 
Fachreferentin bei der Landes-
vereinigung für Gesundheit (LVG) 
und Akademie für Sozialmedizin 
Niedersachsen e.V. (AFS), E-Mail: 
sabrina.weitemeier@gesund-
heit-nds.de

Gesundheitsförderung und Quartiersentwicklung 

gehören zusammen, denn Gesundheit entsteht 

dort, wo Menschen zusammenleben, spielen, arbei­

ten und in soziale Beziehungen eingebunden sind. 

Allerdings werden die beiden Handlungsfelder in 

der Praxis nicht immer so eng miteinander ver­

zahnt, wie es für einen Zugewinn an Gesundheit 

in den Quartieren notwendig wäre. Das Programm 

„Gesundheit im Quartier“ wird von der AOK Nieder­

sachsen gefördert und von der LVG & AFS Nieder­

sachsen e. V. koordiniert und begleitet. Ziel ist es, 

insbesondere in sozial benachteiligten Quartieren, 

Gesundheitsförderung und Quartiersentwicklung 

zu verzahnen. Aufbauend auf etablierten Struk­

turen des Programms „Sozialer Zusammenhalt – 

Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten“ 

sowie der Modellförderung „Gemeinwesenarbeit 

und Quartiersmanagement in Niedersachsen“ kön­

nen sich Quartiere für eine Förderung bewerben. 

Gesundheitsförderungsprojekte können mit min­

destens 5000 Euro und maximal 30 000 Euro geför­

dert werden. Die Förderung basiert auf den Inhal­

ten und Maßgaben des Leitfadens Prävention des 

GKV-Spitzenverbands. Das Programm hat eine Lauf­

zeit von knapp drei Jahren und endet im Mai 2023.

WIE FUNKTIONIERT DAS PROGRAMM?

Das Quartiersmanagement nimmt im Rahmen des 

Programms eine Dreh- und Angelfunktion ein: Die 

Quartiersmanager:innen kennen die unterschied­

lichen Bedarfe vor Ort und sind mit den Ausgangs­

voraussetzungen im Quartier vertraut. Daher 

arbeiten sie bereits vernetzt und fachübergreifend. 

Diese Netzwerke sowie die Beteiligung der Bür­

ger:innen sollen genutzt werden, um Projekte zur 

Gesundheitsförderung zu initiieren und gelingend 

umzusetzen.

Entsteht vor Ort eine Projektidee, die durch das 

Programm gefördert werden soll, gibt das antrags­

stellende Quartiersmanagement in der ersten Stufe 

des Förderverfahrens eine Projektskizze ab. In der 

zweiten Stufe wird der Antrag eingereicht. Die AOK 

Niedersachsen entscheidet über die Förderung 

und nach Bewilligung kann die Umsetzung vor 

Ort beginnen. Förderanträge können fortlaufend 

gestellt werden.

WELCHE QUARTIERE WURDEN BEREITS 

GEFÖRDERT?

Seit September 2020 wurden bereits fünf Quartiere 

gefördert. Die Projekte greifen unterschiedliche 

Handlungsfelder auf. Im Oldenburger Kennedyviertel 

wird das Vorhaben in die Präventionskette Oldenburg 

integriert und mit Schwerpunkt auf der Stärkung der 

Gesundheitskompetenz der Bewohner:innen umge­

setzt. In Hannover-Stöcken wird ein etablierter Stadt­

teilladen um Angebote der Bewegungsförderung 

und des Stressmanagements erweitert. Auch in Han­

nover-Sahlkamp und Vahrenheide dreht sich viel um 

Bewegung. Hier wird eine Koordinierungsstelle für 

Bewegung, Sport und Ernährung quartiersübergrei­

fend etabliert. Dabei verbinden die Quartiere Ansätze 

der Verhaltensprävention auch mit der Neugestal­

tung örtlicher Strukturen, wie zum Beispiel in der Hil­

desheimer Nordstadt. Mit der geplanten Umgestal­

tung einer Spielstraße vor einem Familienzentrum 

und zwei Grundschulen soll ein Ort für gemeinsame 

Bewegung und Gesundheitsförderung entstehen.  ❚
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DIE NACHKRIEGSZEIT BIS 1979  
KOMMT INS MUSEUM
Das Freilichtmuseum am Kiekeberg baut ganzen  
Straßenzug auf

VON MARION JUNKER

MARION JUNKER  
ist  Abteilungsleiterin  

PR + Marketing bei der  
Stiftung Freilichtmuseum  

am Kiekeberg
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Aufsicht auf die „Königsberger Straße“ im Freilichtmuseum am Kiekeberg
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Die „Königsberger Straße“ im Freilichtmuseum am 

Kiekeberg ist ein bundesweit einmaliges Projekt: Sie 

holt die Zeit von 1949 bis 1979 mit fünf Häusern – 

einschließlich Gärten, Straßenlaternen, Litfaßsäule 

und Telefonzelle – ins Museum. Ausstellungen, 

Führungen, Mitmach-Aktionen und andere Begleit­

programme zeigen den Alltag auf dem Dorf in den 

drei Jahrzehnten. Am 15. Juni 2018 erfolgte der erste 

Spatenstich. Seitdem wurde in jedem Jahr eines 

der Gebäude eröffnet: die 1950er-Jahre-Tankstelle 

(September 2019), das Siedlungsdoppelhaus mit 

Hintergrund-Ausstellung zur Nachkriegszeit (Juni 

2020) und das Quelle-Fertighaus (September 2021). 

Es folgen das Geschäftshaus mit sechs Läden (2022) 

und die Gesamteröffnung mit dem Flüchtlingssied­

lungshaus (2023).

Im Großprojekt „Königsberger Straße“ können 

Besucher:innen Gebäude betreten, die typisch für 

das Leben in der Nachkriegszeit sind und bis heute 

das Erscheinungsbild von Dörfern in ganz Deutsch­

land prägen. „Die Umbrüche in dieser spannenden 

Zeit betreffen jede Dorfbewohnerin und jeden Dorf­

bewohner“, sagt Museumsdirektor Stefan Zimmer­

mann. „Wir stellen dar, wie Einheimische, aber auch 

Neubürger:innen die Aufbauzeit erlebten.“

UMBRÜCHE UND NEUBEGINN IN DER 

NACHKRIEGSZEIT

Über zwölf Millionen Flüchtlinge, Vertriebene und 

Evakuierte, dazu etwa zehn Millionen ehemalige 

Zwangsarbeiter:innen gab es in West-Deutschland 

nach dem Zweiten Weltkrieg. Der Landkreis Harburg, 

in dem das Freilichtmuseum am Kiekeberg liegt, 

zeigt beispielhaft, wie sich die Integration der Neu­

bürger:innen vollzog. „Der Landkreis Harburg nahm 

überproportional viele Menschen auf. Wohnten hier 

1939 noch 62 602 Menschen, waren es zehn Jahre 

später bereits 124 397“, erläutert Stefan Zimmer­

mann. „Wir zeigen, wie die Menschen ihre ‚Heimat in 

der jungen Bundesrepublik’ fanden, welche individu­

ellen Mühen sie auf sich nahmen und was sich positiv 

veränderte.“ Insbesondere auf den Dörfern wurde ein 

Prozess der kulturellen und wirtschaftlichen Moder­

nisierung angestoßen. Neubürger:innen brachten 

neues Fachwissen und einen starken Aufbauwillen 

mit, sie bereicherten mit anderen Traditionen und 

Gewohnheiten das bestehende Dorfleben.

ZWÖLF FÖRDERER FÜR EIN GEMEINSAMES ZIEL

Die bundesweite Ausstrahlung der „Königsberger 

Straße“ verdeutlicht auch die Förderung durch die 

Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und 

Medien in Höhe von 3,84 Millionen Euro. Darüber 

hinaus unterstützen elf weitere Förderer das einma­

lige Projekt „Königsberger Straße“: das Land Nieder­

sachsen, der Landkreis Harburg, der Förderfonds 

Hamburg/Niedersachsen der Metropolregion Ham­

burg, die Stiftung Niedersachsen, die Stiftung Hof 

Schlüter, die Niedersächsische Sparkassenstiftung, 

die Stiftung der Sparkasse Harburg-Buxtehude, der 

Lüneburgische Landschaftsverband, die Klosterkam­

mer Hannover, die Niedersächsische Bingo-Umwelt­

stiftung und der Förderverein des Freilichtmuseums 

am Kiekeberg. Ihr Ziel ist es, die kulturellen Zeugin­

nen und Zeugen der unmittelbaren Nachkriegszeit 

für die Nachwelt zu erhalten und die Aufbauleistung 

darzustellen. Das Gesamtprojekt ist auf 6,14 Millio­

nen Euro angelegt.  ❚
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SILBERNE HALBKUGEL FÜR DEN 
RUNDLINGSVEREIN E.V. IM WENDLAND
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„Der Rundlingsverein e. V. ist stolz und glücklich 

über die Anerkennung des über 50 Jahre anhalten­

den ehrenamtlichen Engagements für den Erhalt 

einer historischen Siedlungslandschaft. Sie bestärkt 

uns darin, auch weiterhin in sich wandelnden Zeiten 

unser Ziel zu verfolgen, die Rundlinge in der Sied­

lungslandschaft mit ihrer historischen Baukultur zu 

schützen und gleichzeitig als lebendige Dörfer zu 

erhalten. Dabei kommt den Eigentümer:innen und 

Bewohner:innen der Rundlinge eine wichtige Funk­

tion zu. Nur wer etwas kennt und schätzt, wird es 

auch für die Nachwelt erhalten“, sagt die Vorsitzende 

des Rundlingsvereins, Ilka Burkhardt-Liebig.

Nach dem Europa Nostra Award 2015 in Oslo hat 

das Deutsche Nationalkomitee für Denkmalschutz 

(DKN) den Rundlingsverein für das Jahr 2021 für 

sein „überdurchschnittliches Engagement“ mit dem 

Deutschen Preis für Denkmalschutz ausgezeichnet. 

Er ist die höchste Auszeichnung auf diesem Gebiet in 

der Bundesrepublik Deutschland und wird jährlich 

vergeben. Das DNK setzt sich seit seiner Gründung 

im Jahr 1973 für den Erhalt der deutschen Denkmal­

landschaft ein; der Preis wird seit 1977 vergeben. Mit 

den Preisen in drei Kategorien ehrt das Präsidium 

des DNK jährlich Persönlichkeiten oder Gruppen, die 

sich in besonderem Maße um die Erhaltung und Ver­

mittlung des baulichen und archäologischen Erbes 

verdient gemacht haben.

50-JÄHRIGES ENGAGEMENT

Der Rundlingsverein bekommt den Preis „für sein 

über 50-jähriges Engagement zum Schutz der Sied­

lungslandschaft Rundlinge im Wendland, welches 

deutlich über das Übliche innerhalb der Brauchtums­

pflege hinausgeht“, so die Jury. Der Rundlingsverein 

zeichne sich durch eine hohe Kontinuität und Pro­

fessionalität in der Vermittlung denkmalpflegeri­

scher Positionen aus und sei auch als Sprachrohr 

und Vermittler zwischen den Bewohner:innen in den 

Rundlingsdörfern des Landkreises Lüchow-Dannen­

berg und den (Denkmal-) Behörden aufgetreten, 

bei Wahrung der nötigen Distanz und Unabhängig­

keit in beide Richtungen, wie das Nationalkomitee 

betont. Weiter heißt es: „So trennt der Verein nicht 

zwischen Natur- und Denkmalschutz, sondern eint 

beide Interessen zum Wohle des Anliegens und zur 

verträglichen Weiterentwicklung der Rundlinge hin­

sichtlich Klima- und Artenschutz. Der Rundlingsver­

ein verkörpert jenseits der behördlichen Denkmal­

pflege gleichermaßen als Korrektiv und Verstärkung 

eine gemeinsame Verständigungsebene für alle 

gesellschaftlichen Gruppen.“

Die Nominierung erfolgte auf Vorschlag der 

Samtgemeinde Lüchow (Wendland) über den 

vorschlagsberechtigten Deutschen Städte- und 

Gemeindebund. Mit dem Verein freut sich auch 

Samtgemeindebürgermeister Hubert Schwedland 

über diese hohe Auszeichnung.

SIEDLUNGSLANDSCHAFT RUNDLINGE BALD 

UNESCO-WELTKULTURERBE?

„Der Rundlinsgverein e.V. unterstützt die Welterbe­

initiative der Samtgemeinde Lüchow (Wendland) 

seit vielen Jahren. Zum Schutz des kulturellen Erbes 

im Wendland hat der Rundlingsverein zusammen 

mit der Samtgemeinde Lüchow (Wendland) und 

dem Niedersächsischen Denkmalamt einen Antrag 

auf Anerkennung der Siedlungslandschaft Rund­

linge im Wendland als UNESCO-Weltkulturerbe 

gestellt. Die Siedlungslandschaft Rundlinge im 

Wendland fokussiert zu der besonderen Siedlungs­

form auch die Niederdeutschen Hallenhäuser und 

deren Nebengebäude auf der Hofstelle. Die Arbeit 

des Rundlingsvereins kann gar nicht hoch genug 

anerkannt werden. Die über 50-jährige Tätigkeit 

des Vereins hat maßgeblichen Anteil daran, dass 

die Samtgemeinde Lüchow (Wendland) den aktuel­

len Antrag auf Anerkennung als UNESCO-Welterbe 

überhaupt stellen kann“, so Schwedland.  ❚

Rundlinge in 
Ganse
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GRUNDSTEUER B:  
NIEDERSACHSEN UND DIE LAGEN
VON MARCO MENSEN

Mit der Veröffentlichung des am 7. Juli 2021 ausge­

fertigten Niedersächsischen Grundsteuergesetzes 

(NGrStG) am 13. Juli 2021 im Niedersächsischen 

Gesetz- und Verordnungsblatt endet in Niedersach­

sen vorläufig eine öffentlich kaum geführte Debatte 

über die Umsetzung der Grundsteuerreform im 

Land1.

DAS NIEDERSÄCHSISCHE 

FLÄCHEN-LAGE-MODELL

Das Niedersächsische Grundsteuergesetz beschäf­

tigt sich nahezu ausschließlich mit der Besteuerung 

der Grundsteuer B. Das Flächen-Lage-Modell ist dar­

auf ausgerichtet, die Bemessungsgrundlage für die 

Grundsteuer in wenigen Schritten und weitgehend 

automatisiert zu berechnen.

Während sich der Belastungsgrund des Verkehrs­

wertmodells des Bundes aus dem Leistungsfähig­

keitsprinzip ergibt, baut das als Vorbild für Nieder­

sachsen herangezogene bayerische Flächenmodell 

auf dem Äquivalenzprinzip auf. Der Plan des Nieder­

1	  Niedersächsisches Grundsteuergesetz (NGrStG) vom 7.7.2021, Nds. MBl. 
27/2021, S. 502

sächsischen Finanzministeriums sieht ergänzend vor, 

das Flächenmodell um einen Lagenfaktor zu einem 

Flächen-Lage-Modell zu erweitern. Mit dem Lagefak­

tor würde, so das Fazit, die kommunale Gegenleis­

tung noch besser typisiert, erfasst und abgebildet.

Zunächst setzt die Finanzverwaltung die Grund 

und Boden- beziehungsweise Gebäudeflächen des 

Steuerpflichtigen in Quadratmetern zum kommuna­

len Nutzungsangebot in Relation. Das Gesetz defi­

niert zu diesem Zweck Äquivalenzzahlen, mit denen 

für jeden Quadratmeter Fläche über einen bestimm­

ten Geldbetrag ein Nutzungsäquivalent des Grund- 

und Bodens beziehungsweise des Gebäudes ermit­

telt wird.

Die Äquivalenzzahlen sind gesetzlich festgelegt 

und betragen für einen Quadratmeter Grund- und 

Bodenfläche 0,04 Euro und für einen Quadratmeter 

Gebäudefläche 0,50 Euro.

Um den Äquvialenzbetrag zu ermitteln, werden 

die Nutzungsäquivalente für Grund und Boden 

beziehungsweise Gebäude dann mit einem Lagefak­

tor multipliziert. Dieser Lagefaktor wird ausschließ­

lich mathematisch nach folgender Formel ermittelt:

MARCO MENSEN ist 
Beigeordneter beim 

Niedersächsischen Städte- 
und Gemeindebund

Nds.	Flächen-Lage-Modell	für	die	Grundsteuer	B

Fläche
des	Grundstücks	oder	Gebäudes

Äquivalenzzahl
Gesetzlich	bestimmt,	bemisst	das	
Nutzungsäquivalent	der	Fläche

Lagefaktor
Bewertung	der	Lage

BRW	=	Bodenrichtwert	des	Grundstücks/Gebäudes
dBRW =	Æ Bodenrichtwert	der	Gemeinde

0,3 =	Dämpfung	der	Werte

∑ Grundsteuermessbetrag Grundsteuer	BHebesatz	der	jeweiligen	Gemeinde =

=	Äquivalenzbetrag

=	Grundsteuermessbetrag

x	m² x	m² x	m²

0,04	€ 0,50	€ 0,50	€

100	%100	% 70	%

Gebäude		
(Wohnfläche)

Gebäude
(Nutzfläche)Grundstücke

Grundsteuermesszahl
Mit	diesem	Wert	wird	der	zuvor	ermittelte	

Äquivalenzbetrag	in	die	Steuer	eingebracht.		Ermäßigung	
insbesondere	für	Wohnflächen.	Weitere	Ermäßigungen	

für	Sonderfälle	(etwa	Denkmalschutz).

=	Äquivalenzbetrag =	Äquivalenzbetrag

Nds. Flächen-Lage-Modell für die Grundsteuer B

Fläche
des Grundstücks oder Gebäudes

Äquivalenzzahl
Gesetzlich bestimmt, bemisst das Nutzungsäquivalent der 

Fläche

Lagefaktor
Bewertung der Lage

BRW = Bodenrichtwert des Grundstücks/Gebäudes
dBRW = ∅ Bodenrichtwert der Gemeinde

0,3 = Dämpfung der Werte

Grundsteuermesszahl
Mit diesem Wert wird der zuvor ermittelte Äquivalenz­

betrag in die Steuer eingebracht. Ermäßigung insbesondere 
für Wohnflächen. Weitere Ermäßigungen für Sonderfälle 

(etwa Denkmalschutz).
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Lagefaktor = (Bodenrichtwert des Grund und 

Bodens bzw. des Gebäudes / durchschnittlicher 

Bodenrichtwert der Gemeinde)0,3

und zeitgemäße Fortentwicklung der Grundsteuer B 

vorzulegen. Man wollte nicht auf das komplexe 

Modell des Bundes angewiesen sein. Man geht 

davon aus, bis 2024 rund 300 Arbeitskräfte im Ver­

gleich zum Bundesmodell einsparen zu können. 

Dennoch rechnet man bis 2024 mit zusätzlichen 

Personalkosten von rund 41 Millionen Euro.

Die kommunalen Spitzenverbände hatten sich 

auf eine sehr zurückhaltende Position bei der Frage 

des anzuwendenden Modells festgelegt. Wesent­

liche Kritikpunkte am Flächen-Lage-Modell sind 

nach wie vor der fehlende immanente Dynami­

sierungsfaktor sowie die mangelhafte Modellie­

rung der Auswirkungen auf den kommunalen 

Finanzausgleich.

Die zurückhaltende parlamentarische Debatte 

drehte sich um die verfassungsrechtliche Frage, ob 

das Flächen-Lage-Modell konsistent das Äquiva­

lenzprinzip umsetzt. Vor allem die zu wenig scharfe 

Abgrenzung der Nutzen- von der Kostenäquivalenz 

wurde von Expertinnen und Experten in der Anhö­

rung kritisiert2. Letztlich haben sich die Regierungs­

fraktionen über die Einwände hinweggesetzt. Einer 

Forderung der kommunalen Spitzenverbände, eine 

Ausfallbürgschaft für den Fall einer Verfassungswid­

rigkeit zu übernehmen, wurde eine Absage erteilt.

FAZIT

Das Flächen-Lage-Modell des Landes Nieder­

sachsen verursacht weniger Aufwand als das Ver­

kehrswertmodell des Bundes. Allerdings ist der 

Besteuerungsgrund für die Steuerpflichtigen auch 

schlechter nachvollziehbar. Auch bei diesem Modell 

wird es zu Auseinandersetzungen vor einem Verfas­

sungsgericht kommen. Nach der Anhörung bleiben 

Zweifel, ob es dem Niedersächsischen Finanzminis­

terium gelungen ist, allen rechtlichen Bedenken hin­

reichend Rechnung zu tragen.

Für die niedersächsischen Kommunen stehen 

drei Herausforderungen ins Haus. Zunächst muss der 

digitale Datenaustausch mit der Finanzverwaltung 

auf der Basis von Elster eingerichtet und verstetigt 

werden. Dann sind die Bürger:innen vom Sinn der 

neuen Berechnungsmethode zu überzeugen und 

neue Hebesätze zu vermitteln. Zuletzt könnten auch 

Auseinandersetzungen unter den Kommunen über 

Art und Umfang der zukünftigen Berücksichtigung 

der Grundsteuer B im kommunalen Finanzausgleich 

zu befürchten sein.  ❚

2	  Umfangreiche Darstellung der verfassungsrechtlichen Diskussion in: 
„Ergänzender Schriftlicher Bericht – Entwurf eines Niedersächsischen 
Grundsteuergesetzes“, LT-Drs. 18/9632

Der durchschnittliche Bodenrichtwert der Gemeinde 

ist der Median aus allen Bodenrichtwerten der Kom­

mune. Der Exponent dient dazu, eine flachere Stei­

gung des Multiplikators zu erhalten.

Über die Formel führt ein überdurchschnittlicher 

individueller Bodenrichtwert (Anteilsverhältnis > 1) 

zu einer Erhöhung und ein unterdurchschnittlicher 

Bodenrichtwert (Anteilsverhältnis <  1) zu einer 

Reduzierung des Nutzungsäquivalent.

Zuletzt werden die einzelnen Äquivalenzbeträge 

mit der Grundsteuermesszahl multipliziert. Diese 

beträgt grundsätzlich 100 Prozent, bei Wohnflächen 

ist sie jedoch auf 70 Prozent reduziert. Das Ergebnis 

führt zu einzelnen Messbeträgen einer wirtschaft­

lichen Einheit aus Grund und Boden sowie Gebäu­

den, die zum Grundsteuermessbetrag addiert wer­

den. Die Kommunen multiplizieren den jeweiligen 

Grundsteuermessbetrag mit ihrem individuellen 

Hebesatz und ermitteln so die Grundsteuer.

Um den Steuerpflichtigen eine Vergleichbarkeit 

der Messbeträge zu ermöglichen, sind von allen 

Kommunen auf der Basis der Ist-Einnahmen des 

Jahres 2024 aufkommensneutrale fiktive Hebesätze 

für das Jahr 2025 zu ermitteln. Aufkommensneutrale 

sowie tatsächlich beschlossene Hebesätze sind zu 

veröffentlichen.

Das niedersächsische Modell verzichtet zukünf­

tig auf turnusmäßige Hauptfeststellungen. So ist 

zwar eine regelmäßige Überprüfung der Lage-Fak­

toren alle sieben Jahre vorgesehen, diese würde 

aber nur dann zu einer Neufestsetzung führen, wenn 

das Ergebnis eine Reduzierung oder eine relevante 

Anhebung des Grundsteuermessbetrags ergäbe.

POLITISCHE DEBATTE

Während sich das CDU-geführte Finanzministe­

rium bereits früh festgelegt hatte, drangen aus 

den SPD-geführten Ressorts eher Sympathien für 

das Bundesmodell. Regelmäßige und zunehmend 

drängendere Sachstandsanfragen der kommunalen 

Spitzenverbände wurden über zwei Jahre immer 

wieder mit Hinweis auf den noch offenen Diskus­

sionsprozess innerhalb der Landesregierung beant­

wortet. Der Prozess war für Außenstehende nicht 

nachvollziehbar.

Anlass der Überlegungen für das Niedersächsi­

sche Finanzministerium war, eine unbürokratische 

Eine umfangreiche  
Darstellung des bayri-
schen Flächenmodells, 
der Grundlage des nie-
dersächsischen Modells, 
finden Sie auf Seite 44 
der Ausgabe 2/2021 des 
DStGB-Magazins „Stadt 
und Gemeinde digital“ 
unter  
https://bit.ly/3cqkGwE

Im Rahmen der Serie 
„Grundsteuerreform“ 
werden hier auch andere 
Grundsteuermodelle 
erläutert.
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Wir führen für Sie Ausschreibungen in den 
Bereichen Energie, Postdienstleistungen, 
Kommunalfahrzeuge, Versicherungen und 
Feuerwehrfahrzeuge durch.

Lassen Sie sich gern von uns beraten.

Kommunale Wirtschafts- und 
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Arnswaldtstraße 28, 30159 Hannover
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Profitieren Sie auch von unseren 
 Sonderkonditionen  im Bereich
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Feuerwehr
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www.kommunaleinkauf.de
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